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Rolf Heißler wird am 26. Oktober 2001 freigelassen 


Der Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. be- 
grüßt die bevorstehende Freilassung des Ge- 
fangenen aus der RAF Rolf Heißler nach ins- 
gesamt mehr als 20 Jahren Knast. Wir freuen 
uns sehr darüber, dass Rolf nun endlich frei- 
kommt. Umso mehr gilt es nun auch die baldi- 
ge Freilassung der anderen Gefangenen aus der 
RAF zu erreichen. Da Rolf - wie auch alle an- 
deren Gefangenen - auf Grund der jahrelangen 
Haft und der Isolationsfolter unter erheblichen 
gesundheitlichen Schäden leidet, ist eine me- 
dizinische Betreuung zwingend erforderlich. 
Auch um einen Start draußen zu gewährlei- 
sten, sind finanzielle Mittel nötig. Hier für hat 
die Rote Hilfe e.V. ein Spendenkonto einge- 
richtet. Wir fordern euch auf, dieses zu beach- 
ten und dazu beizutragen, dass die Gefange- 
nen sehen, wir haben sie nicht vergessen. 


Spendenaufruf ! 


Liebe Freundinnen und Freunde! 

Der Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. 
möchte sich heute mit einer besonderen Bitte 
an euch wenden: Finanzielle Unterstützung für 
die Gefangenen aus der RAF! 


rolf heißler: gruß- 
adresse zur ausstellung 
„fingerabdrücke” 


in den letzten monaten 
klingen einem die ohren 
von entschuldigungen ein- 
stiger linker über ver- 
meintliche fehltritte in ih- 
rer geschichte oder gar de- 


| ren subjektivistische um- 
| schreibung oder leugnung. | 
wir haben es besser. wer | 
verantwortung für sich 
und die eigene geschichte | 


übernimmt, kann sich | 
nicht auf irrtum berufen. 

die politik der guerilla in 
den drei kontinenten und in den metropolen 
war ein legitimer versuch in der konfronta- 
tion zwischen sozialismus/kommunismus 
und kapitalismus/imperialismus mit unter- 


Alle müssen raus — jetzt! ! 


Wir wollen versuchen, einen möglichst 
großen Kreis von Gruppen. Organisationen und 
Menschen zu erreichen, die regelmäßig oder 
zumindest einmalig dabei helfen, dringend 
benötigte finanzielle Mittel aufzubringen, die 
von den Angehörigen und FreundInnen der Ge- 
fangenen aus der RAF nicht mehr alleine ge- 
tragen werden können. 

Mit dem gespendeten Geld soll dafür gesorgt 
werden, dass AnwältInnen, die ein Haftman- 
dat haben, notwendige Auslagen ersetzt be- 
kommen; es soll dafür gesorgt werden, dass die 
Gefangenen die nötige medizinische Hilfe be- 
kommen, die sie brauchen; es soll dafür gesorgt 
werden, dass alle anderen Dinge des täglichen 
Bedarfs im Knast eingekauft werden können; 
und nicht zuletzt, dass genügend Geld dafür da 
ist, Zeitungen, Bücher u.s.w. zu finanzieren, da- 
mit die Isolation durch die Mauern hindurch 
zumindest gemildert werden kann. Dieses Jahr 
werden einzelne Gefangene den Knast verlas- 
sen können. Für uns ist es wichtig, auch hier 
solidarisch handeln zu können. Nach zum Teil 
20 Jahren Gefangenschaft wird draußen alles 
Nötige gebraucht, um ein Leben außerhalb des 


schiedlichem ausgang. das verhältnis war 
krieg, deswegen war und ist diese politik 
nicht justitiabel und sind die verbliebenen 
gefangenen jetzt rauszulassen. 
die formen der bekämpfung dagegen wa- 
ren nicht legitim, sie zielte und zielt auf die 
vernichtung des politischen gegners, 
draußen wie drinnen. 
unserkollektiver kampf gegen iso- 
lationsfolter und sonderbehandlung 
sicherte uns das überleben und 
brachte die damalige bundesregie- 
rung zu scheinangeboten bezüglich 
unserer freilassung in einem über- 
schaubaren zeitraum. in diese falle, 
besser, es kommt überhaupt jemand 
raus als niemand, tappten wir und 
ließen uns auf die sog. „einzelfall- 
prüfung“ ein. gewollt oder unge- 
wollt, damit negierten wir auch un- 
sere kollektiven erfahrungen und ei- 
nen zentralen teil unseres lebens. mit diesem 
widerspruch haben wir jetzt umzugehen. 
unsere situation ist weitgehend aus den 
medien verschwunden. manche haben sich 


- Erich-Mü ihsam-Preis 
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Knastes beginnen zu können. Es liegt auch in 
unserer Verantwortung, die ehemaligen Ge- 
fangenen zu unterstützen. 

Wir wenden uns heute an euch, da sich die 
Situation für die Gefangenen in vielerlei Hin- 
sicht immer mehr zuspitzt: Nach 20, 15, 10 Jah- 
ren Knast ist der gesundheitliche Zustand aller 
Gefangenen äußerst besorgniserregend. Bei 
immer mehr Gefangenen ist die medizinische 
Betreuung immer akuter. Gleichzeitig gibt es 
aber immer weniger Menschen, die aus einem 
solidarischen Verhältnis heraus die Gefange- 
nen finanziell unterstützen. Diejenigen, die sich 
bisher bis weit über die Grenze des Möglichen 
für die Gefangenen eingesetzt haben - die An- 
gehörigen und FreundInnen -, sind heute oft 
selbst in einer schwierigen finanziellen und ge- 
sundheitlichen Situation. Je mehr finanzielle 
Hilfe die Gefangenen benötigen, desto weniger 
Hilfe scheint es zur Zeit zu geben. 

Wir wollen diesen Zustand so nicht länger 
hinnehmen und versuchen, mit unseren Mög- 
lichkeiten daran etwas zu ändern. 

Die Heidelberger Ortsgruppe der Roten Hilfe 
e.V. hat es übernommen, ein Spendenkonto 


eingeredet oder denken, alle von uns seien 
schon längst wieder draußen. dagegen wur- 
de durch die ausstellung ein zeichen zu set- 
zen versucht, wir und damit unsere freiheit 
jetzt sollen wieder zu einem thema in der öf- 
fentlichkeit werden. 

aber das braucht kontinuität, wieder viel 
mehr menschen, die nicht loslassen und das 
schweigekartell in den medien durchbre- 
chen. die die politisch verantwortlichen da- 
zu bringen, position zu beziehen. pikanter- 
weise sind das sozialdemokraten, die stamm- 
heim zum beispiel für die bekämpfung des 
politischen gegners weltweitgemacht haben, 
und grüne, die fischers und trittins, die der- 
einst auf derselben seite der barrikade stan- 
den wie wir. 

es ist nichts vorbei. die globalisierungs- 5 
gegner-innen rund um die welt belegen es. į 
in der türkei sind schon dutzende von ge- 
fangenen im kampf gegen die einführung ei- 
nes gefängniswesens nach „europäischem 
standard“ gefallen. auch das verantworten 
sozialdemokraten und grüne mit. 

freiheit jetzt. 


einzurichten und zu betreuen. Eingehende 
Spenden werden ausschließlich für die Unter- 
stützung der Gefangenen verwendet. (....) 

Bitte überlegt euch, wie ihr euch beteiligen 
könnt. Vielleicht findet gerade ein Fest, eine 
Veranstaltung, ein Konzert, eine Disco oder 
sonstiges statt, bei welchen gesammelt werden 
kann. Vielleicht kennt ihr Menschen und wollt 
diese ansprechen, die bereit wären regelmäßig 
oder einmalig zu spenden. Vielleicht ist es auch 
euch selbst möglich, einen geringen Betrag mo- 
natlich zu spenden, denn viele kleine Spenden 
ergeben in der Summe u.U. auch einen größe- 
ren Betrag. Am einfachsten wäre es, wenn ihr 
die von der Heidelberger Ortsgruppe vorberei- 
tete Einzugsermächtigung ausfühlt und so re- 
gelmäßig auf das Solidaritätskonto spendet. 

Schon 10.- DM monatlich helfen! 

Wir hoffen auf eure positive Reaktion! 
Solidarität ist eine Waffe! 

Spendenkonto: Rote Hilfe e.V. Ortsgruppe Hei- 
delberg, Heidelberger Volksbank, BLZ: 672 900 
00, Konto: 87 31 101,Stichwort: Gefangene 


Lasst die Leute freil 


Zur Ausstellung „fingerabdrücke" schrieb die 
Initiative „freiheit jetzt!" am 8.5.: 


Wir schätzen den Verlauf der Ausstellung als 
Erfolg ein. Deutlich mehr als 5.000 Besuche- 
rinnen und Besucher haben mit Interesse und 
großer Aufmerksamkeit die Kunstausstellung 
besucht; Hunderte Menschen unterzeichneten 
bei ihrem Besuch eine Resolution an das Bun- 
desjustizministerium, in dereinepolitische Ent- 
scheidung für die Freilassung der Gefangenen 
gefordert wird; mehr als 50 Künstlerinnen und 
Künstler haben sich mit ihrer Beteiligung an 
der Ausstellung und den zwölf Veranstaltun- 
gen des begleitenden Programms für die For- 
derung nach Freilassung öffentlich eingesetzt, 
sie wollen und werden dies auch weiterhin tun; 
die in der Galerie vorhandenen Informationen 
zur Situation der politischen Gefangenen wur- 
den aufmerksam zur Kenntnis genommen. Vie- 
le Menschen waren übrigens der Meinung, dass 
längst alle Gefangenen aus der RAF frei seien. 
Zum ersten Mal seit Jahren sind wir auf solch 
offene und produktive Stimmung gestoßen. 
Unsere Einschätzung, dass in vielen gesell- 
schaftlichen Bereichen Unterstützung für die 
Freilassung mobilisierbar ist, trifft zu. Das gilt 
insbesondere für die Zusammenarbeit mit den 
Künstlerinnen und Künstlern, deren starkes Er- 
gebnis die Aussteliung und das Kulturpro- 
gramm war. 
freiheit jetzt! 8.5.2001 


Wir verweisen nochmals auf das Konto, auf das 
Spenden für die Kosten der Ausstellung und 
für die weitere Arbeit für die Freilassung der 
Gefangenen aus der RAF eingezahlt werden 
können: 

Freiheit jetzt; Sparkasse Mainz, BL 550 501 20: 
Kontonummer 10 17 12 56 99 

Texte zur Ausstellung, Interviews, Pressearti- 
kel, Infos über weitere Informationen etc. un- 
ter: 

www.freiheit-jetzt.de 
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Erich-Mühsam- 


Preis für 


Mumia Abu-Jamal 


Am 27. Mai wurde dem afroamerikanischen 
Journalisten und politischen Gefangenen 
Mumia Abu-Jamal in Lübeck der mit 5.000 
DM dotierte Erich-Mühsam-Preis verliehen. 
Der Lübecker Galerist Frank-Thomas Gaulin 
stiftet diesen Preis alle zwei Jahre für Ideen 
und Werke im Sinne Mühsams. Die Jury der 
Erich-Mühsam-Gesellschaft erklärte zu ihrer 
diesjährigen Entscheidung: „Mit der Preis- 
verleihung soll die Forderung von amnesty 
international nach einem neuen Prozess un- 
terstützt werden, damit alle Beweise zuge- 
lassen werden und auf diese Weise die Un- 
schuld Mumia Abu-Jamals bewiesen werden 
kann.“ 

Wir dokumentieren die Rede des antifa- 
schistischen Widerstandskämpfers Peter Gin- 
gold, der den Preis stellvertretend annahm, 
die Danksagung Mumia Abu-Jamals und ei- 
ne Großbotschaft des früheren Vorsitzenden 


Peter Gingold: 


=~ «= dazu auserkoren wurde, stellvertre- 
_ tend für Mumia Abu-Jamal, den Preis hier 
_ entgegenzunehmen. Ich sehe das in erster 
Linie, dass ich dazu auserkoren worden 
_ bin, in erster Linie als eine Würdigung der 
_ unermesslichen Opfer des Nazi-Faschis- 
. mus, der so vielen, vielen Hingerichteten, 
_ der Ermordeten, die aufs Schafott kamen, 
-die vielen, die in den Todeszellen saßen, 
_ erschossen, gehängt, durch Seuchen und 
. Hunger ermordet, mit Spritzen und Gas in 
- den Tod gejagt. Ich denke an all diese. In 
. diesem Augenblick muss ich auch daran 
denken, als ich in der Todeszelle saß, und 
_ an der Wand meiner Todeszelle, voll von 
Eintragungen von Namen, die zu Tode 


. verurteilt worden sind, da stand der Na- 
_ me und das Datum des Todesurteils, und 
. dann hat jeder von ihnen einen Kalender 
gebaut, ein Kreuz daneben, noch mal ein 
_ Kreuz. Und jedes Kreuz hat einen Tag be- 


Mumia Abu-Jamals Danksagung 
anlässlich der Verleihung des Erich- 
Mühsam-Preises 


Ona Move. 

Es ist mir eine Ehre, im Namen eines radi- 
kalen Menschen und für die Verteidigung ra- 
dikaler Ideen den Erich-Mühsam-Preis verlie- 
hen zu bekommen. Dieser Preis zeigt, dass die 
Herzen radikaler und revolutionär gesinnter 


deutet, und als das letzte Kreuz da war, | 
standen solche Worte wie: Adieu Mama, 
adieu ma cherie, oder auch vive la Fran- 
ce. Und diese Zelle war voll von solchen 
Exkribitonen. 
Und ich denke, es ist auch ihre Würdi- _ 
gung, und damit werden auch sie geehrt. ` 
Das, was ich noch unterstreichen möch- | 
te, ich bin da zitiert worden aus dem Vor- 
wort dieses Buches, tatsächlich, der Ras- | 
sismus ist die Grundlage dessen, was Abu- 
Jamal geschieht. Man kann sich das nicht _ 
vorstellen, was 20 Jahre, ich saß drei Mo- _ 
nate in der Todeszelle, ich kann das, 20° 
Jahre in der Todeszelle, hin- und herge- 
schoben, von einem Hinrichtungstermin 
nach dem anderen, und all das hat den | 
Rassismus zur Grundlage. Ich unterstrei- 
che es noch mal: Es gibt keine anderes . 
Volk auf dieser Erde, das aufgrund seiner 
Geschichte am leidenschaftlichtesten, am 
lauthalsesten, zur Solidarität mit Abu-Ja- | 
mal aufrufen müsste. Aufgrund dessen, . 
weil man hier wissen muss, was Rassis- | 
mus bedeutet und wohin Rassismus ge- | 
führt hat. Und das noch mal unterstrei- _ 
chen, was RolfBecker sagte, aufgrund un- 
serer Geschichte. Ich wünschte mir und . 
ich glaube, wir werden alle glücklich sein, _ 
wenn an meiner Stelle hier Mumia Abu- 
Jamal diesen Preis hätte entgegennehmen 
können. Ich glaube, er wird unterunssein. _ 
Er wird, ich hoffe vielleicht, bald unteruns _ 
sein können. Es sind ja seine Worte, es _ 
sind die Worte von Abu-Jamal, dass die | 
Solidarität ihn vom Tod ins Leben brin- 
gen wird. Und diese Solidarität, die gilt es | 
zu entfalten. Und darum geht es. 
Nochmals vielen Dank. 


Menschen überall auf der Welt für ganz ähn- 
liche Werte schlagen - für Hoffnung, für Wi- 
derstand und für Befreiung. 

Angesichts der neuen globalen Weltord- 
nung könnte man denken, die großen Proble- 
me der Menschheit seien gelöst und alles wä- 
re gut. Aber nichts ist weiter von der Wirk- 
lichkeit entfernt als das. 

Sowohl in den Metropolen dieser Welt und 
an ihren Peripherien als auch in jenen Erdtei- 
len, die wir die Dritte Welt zu nennen pfleg- 
ten, wird das Leben durch Armut, Mangel und 
staatliche Unterdrückung verkrüppelt und der 
menschliche Geist zerfressen und zermalmt. 
Die neue globale Weltordnung wird errichtet 
zum Nutzen des Kapitals, nicht nach den Be- 
dürfnissen der Mehrheit. 

In diesem Geist nehme ich den Erich-Müh- 
sam-Preis gerne an, in der Hoffnung, dass der 
Widerstand gegen das Imperium hell auflo- 
dert und immer stärker wird. 

Ich danke euch. 

Ona Move. 

Long Live John Africa. 

Lübeck, am 27. Mai 2001 

Aus der Todeszelle - Mumia Abu-Jamal 


Mumia: „Ich bin 
unschuldig. 


Am 4. Mai stellte sich Mumias neues Anwalt- 
steam, Eliot Lee Grossman, Los Angeles; Mar- 
lene Kamish, Chicago; Nick Brown, London 
und J. Michael Farrell, Philadelphia, dem Ge- 
richt und der Öffentlichkeit vor und wartete 
gleich mit einer Sensation auf. In einer eides- 
stattlichen Erklärung brach Mumia sein 
Schweigen über die Geschehnisse am 9. De- 
zember 1981, als er angeschossen und der Po- 
lizist Daniel Faulkner erschossen wurde. „Ich 
bin unschuldig“, sagt Mumia {siehe unten). 
Diese Aussage wird in einer eidesstattlichen 
Erklärung seines Bruders, Billy Cook, be- 
stätigt. In einer weiteren Erklärung sagt der 
Berufskiller Arnold Beverly, er habe Faulkner 
erschossen und Mumia habe nichts damit zu 
tun. Die Erklärungen von Cooks und Beverly 
sowie weitere Erklärungen von dem Journa- 
list Linn Washington und von Donald Hear- 
sing, der als Informant für das FBI bei einer 
Untersuchung über Polizeikorruption in Phi- 
ladelphia war, sind auch im Internet zu fin- 
den www.mumia.de 


Freiheit für unseren Bruder 
Mumia Abu-Jamal! 


Grußbotschaft des früheren Vorsitzenden 
der Black Panther Party Bobby Seale an die 
Feier zur Verleihung des Erich-Mühsam- 
Preises an Mumia Abu-Jamal 


Wir sollten uns alle wirklich vergegenwärti- 
gen, dass Mumia ein politischer Gefangener 
ist, der in seinem Verfahren buchstäblich nie- 
dergewalzt wurde. Er bekam kein faires Ver- 
fahren, und es ist keine Frage, dass ihm ein 
faires, den Regeln entsprechendes Gerichts- 
verfahren ganz einfach zusteht. 

Aufgrund meiner eigenen Erfahrungen als 
politischer Gefangener, der zu Unrecht ange- 
klagt und vor Gericht gestellt wurde, und auf- 
grund der Erfahrung all der anderen Mitglie- 
der der Black Panther Party wie Huey Newton 
und vieler anderer, ist für mich eines ganz klar: 
Wenn es uns gelingt, im Rahmen des generel- 
len Kampfs um Befreiung noch mehr Men- 
schen und all ihre Bemühungen zur Rettung 
von Mumias Leben zusammenzuführen und 
wirksam zu machen, können diese Proteste 
schließlich dafür sorgen, dass Mumia zumin- 
dest ein neues Verfahren bekommt oder viel- 
leicht sogar sofort freikommt. Er ist schon viel 
zu lange im Gefängnis. 

Ich lebe selbst in Pennsylvania, nämlich in 
Philadelphia und weiß noch, wie ich dort ein- 
mal Gastgeber einer Radioshow war. Als ich 
an diesem Tag die Sendung moderierte, wid- 
mete ich die gesamten drei Stunden der Sen- 
dung dem Fall Mumias. Es war der Tag, an 
dem er seinen ersten Hinrichtungsaufschub 
bekam. Das bedeutete, dass der Gouverneur 
Pennsylvanias, Thomas Ridge, ihn nichtin den 


Erklärung von Mumia Abu-Jamal 


3. Mai 2001, Waynesburg, Pennsylvania 
An das Bezirksgericht der Vereinigten Staa- 
ten Bezirk Ost-Pennsylvania 


“ 


Ich, Mumia Abu-Jamal, erkläre: 
1. Ich bin der Antragsteller dieser Eingabe. 

Falls ich als Zeuge aufgerufen werde, kann 
und werde ich das Folgende aus eigenem, per- 
sönlichem Wissen bezeugen: 

2. Ich habe den Polizeibeamten Daniel 
Faulkner nicht erschossen. Ich hatte mit der 
Ermordung von Officer Faulkner nichts zu 
tun. Ich bin unschuldig. 

3. Während meines Verfahrens wurde mir 
das Recht verweigert, mich selbst zu vertei- 
digen. Ich hatte kein Vertrauen zu meinem 
vom Gericht bestellten Pflichtverteidiger, der 
mich kein einziges Mal gefragt hat, was in 
der Nacht tatsächlich geschehen ist, in der ich 
angeschossen und der Polizeibeamte getötet 
wurde. Außerdem war ich mindestens die 
Hälfte der Zeit vom Verfahren ausgeschlos- 
sen. 

4, Da mir während des Verfahrens alle mei- 
ne Rechte verweigert wurden, habe ich nicht 
ausgesagt. Ich wollte nicht dazu benutzt wer- 
den, das Ganze wie ein faires Verfahren er- 


Tod schicken konnte. Gouverneur Ridge nutzt 
sein Amt weidlich als Henker und ist darauf 
aus, Mumia zu töten. Das versuchte er auch 
damals, aber seine Anordnung zur Hinrich- 
tung Mumias wurde ausgesetzt, damit Mumia 
seine Berufungsmöglichkeiten gegen das To- 
desurteil ausschöpfen konnte. 

Ridge wollte Mumia damals vorzeitig und 
noch vor einer Reihe von anderen Häftlingen 
im Todestrakt Pennsylvanias umbringen las- 
sen. Wir sollten uns alle klar machen, dass wir 
jetz, wo Mumias Berufungsmöglichkeiten 
bald ausgeschöpft sein werden, eine größere, 
breitere und nicht nachlassende Bewegung für 
Mumia brauchen. Wir brauchen jetzt Men- 
schen, die aufstehen, klar ihre Meinung sagen, 
Briefe und E-Mails schreiben und tun was sie 
können, Menschen, die Kontakt zurBewegung 
für Mumia aufnehmen und an den Kundge- 
bungen und Demonstrationen teilnehmen - 
kurz, Menschen, die sich von ganzem Herzen 
dafür einsetzen, dass unser Bruder Mumia bald 
endgültig und unwiderruflich freigelassen 
wird. 

Bobby Seale, im Namen der früheren Füh- 
rungsmitglieder der BPP Kathleen Cleaver, Ja- 
mal Joseph und Bobby Seale 


scheinen zu lassen. 

5. Im Berufungsverfahren 1995 habe ich 
auf Anraten meines Anwalts Leonard Wein- 
glass, der mir ausdrücklich sagte, ich solle 
nicht aussagen, nicht als Zeuge ausgesagt. 

6. Jetzt habe ich zum ersten Mal Gelegen- 
heit erhalten zu erzählen, was in den frühen 
Morgenstunden des 9. Dezember geschehen 
ist. Hier die Ereignisse: 

7. Als Taxifahrer nahm ich oft die 13. und 
die Locust Street, weil das eine beliebte 
Nachtclubgegend mit viel Fußgängerverkehr 
war. 

8. In der Nacht des 9.12.81 arbeitete ich für 
United Can. 

9. Ich glaube, ich war gerade zurück von 
einer Fahrt nach West Philly. 

10. Ich war eben dabei, das Fahrtenbuch 
auszufüllen, als ich Geschrei hörte. 

11. Ich warf einen Blick in den Rückspie- 
gel und sah das blinkende Signallicht eines 
Polizeiwagens. Das war nichts Ungewöhnli- 
ches. 

12. Ich schrieb weiter in mein Fahrtenbuch, 
als ich etwas hörte, das nach Schüssen klang. 

13. Ich schaute erneut in meinen Rück- 
spiegel und sah Leute die Locust auf- und ab- 
rennen. 

14. Bei genauem Hinsehen erkannte ich 
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meinen Bruder, der schwankend und be- 
nommen auf der Straße stand. 

15. Ich sprang sofort aus dem Auto und 
rannte auf seine Schreie zu. 

16. Als ich die Straße überquerte, sah ich, 
wie ein uniformierter Polizist mit einer Waf- 
fe in der Hand sich zu mir umdrehte, ich sah 
einen Lichtblitz und fiel auf die Knie nieder. 

17. Ich schloss meine Augen, saß ganz still 
und versuchte zu atmen. 

18. Das Nächste, woran ich mich erinnere, 
ist, dass ich Tritte und Schläge fühlte und dass 
ich aus einer Bewusstlosigkeit auftauchte. 

19. Als ich die Augen öffnete, sah ich übe- 
rall um mich herum Polizisten. 

20. Sie brüllten und fluchten, rissen und 
zerrten an mir. Ich fühlte mich sehr schwach 
und kaum fähig, etwas zu sagen. 

21. Durch die Polizistenmenge hindurch 
sah ich meinen Bruder, dem das Blut den Hals 
hinunterlief, und einen Polizisten, der auf 
dem Rücken auf dem Gehweg lag. 

22. Ich wurde auf die Füße gezerrt, an ei- 
nen Telefonmast gerammt, geschlagen, fiel 
wieder hin und wurde in einen Polizeiwagen 
geworfen. 

23. Ich glaube, ich habe geschlafen, bis ich 
hörte, wie ein weißer Polizist in einem weißen 
Hemd fluchend hereinkam und mich auf die 
Stirn schlug. 

24. Ich erinnere mich nicht an viel von dem, 
was er sagte, außer an jede Menge „Nigger“, 
„schwarze Motherfucker“ und ähnliches. 

25. Ich glaube, er ging wieder, und ich 
schlief, Ich erinnere mich nicht daran, ob und 
wann der Wagen gefahren ist. 

26. Ich wachte auf und hörte den Fahrer 
über Funk über seinen Gefangenen sprechen. 

27. Aus dem anonymen Krächzen des 
Funks erfuhr ich, dass ich zum Polizeiver- 
waltungsgebäude ein paar Häuserblocks ent- 
fernt unterwegs war. 

28. Dann hörte es sich an wie „1.D ‘d as 
M-1”, und der Fahrer wurde angewiesen, zum 
Jefferson-Hospital zu fahren. 

29. Bei der Ankunft wurde ich aus dem Wa- 
gen auf den Boden geworfen und geschla- 
gen. 

30. Am Eingang zum Jefferson wurde ich 
erneut geschlagen. 

31. Das Blut in meiner Lunge machte das 
Sprechen schwer und Schreien unmöglich. 

32. Ich habe niemals irgend etwas gestan- 
den, weil ich nichts zu gestehen hatte. 

33. Ich habe niemals gesagt, ich hätte den 
Polizisten erschossen. Ich habe den Polizisten 
nicht erschossen. 

34. Ich habe niemals gesagt, ich hoffte er 
würde sterben. Ich würde so etwas niemals 
sagen. 


Ich versichere hiermit in Kenntnis der Straf- 
barkeit einer falschen eidlichen Erklärung 
nach dem Gesetz der Vereinigten Staaten von 
Amerika, dass obige Erklärung wahr und 
richtig ist und am 3. Mai 2001 von mir in 
Waynesburg, Pennsylvania, verfasst wurde. 


(Unterschrift) 
Mumia Abu-Jamal 
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Internationale Aktionstage 
11. bis 13.Mai für Mumia 


An den internationalen Aktionstagen für 
Mumia Abu-Jamal am 11. bis 13 Mai nah- 
men viele Menschen in aller Welt teil. Ver- 
anstaltungen und Demonstrationen gab es 
u.a. in Kuba, Spanien, Frankreich, Kanada, 
Italien, Dänemark und der BRD (Bild: Ham- 
burg/Berlin). In Bahia Honda, Kuba, forder- 
ten mehr als 20.000 Menschen Mumias Frei- 
iassung. Mitten in Philadelphia, Mumias Ge- 
burtsort, fand an diesen Tagen ein großes 
Camp mit TeilnehmerInnen aus verschiede- 
nen Bundesstaaten und vor allem vielen 


Be 


Menschen aus Philadelphia selber statt, was 
keine Selbstverständlichkeit ist, da Philadel- 
phia bekanntlich eine der repressivsten Städ- 
te der USA ist. Das Camp, welches vom In- 
ternational Action Center, der International 
Concerned Family and Friends of Mumia 
Abu-Jamal, der New York Free Mumia Co- 
alition, Refuse and Resist u.v.a. organisiert 
wurde, konnte erst nach einer juristischen 
Auseinandersetzung stattfinden. Am 26. 
April verweigerte die städtische Verwaltung 
zuerst eine Genehmigung für das Camp. Ein 
Bundesrichter gab dann aber am 9. Mai der 
Klage der Veranstalter für das Recht auf freie 
Meinungsäußerung statt. 


Nach 25 Jahren Knast für Straftaten, die er nicht begangen hat 


Sekou Kambui: Erneute Anhörung vor der 
Strafaussetzungskommission 


Zum erneuten Mal hat Sekou Kambui am 18. 
Juni eine Anhörung vor der Strafausset- 
zungskommission in Alabama, USA. Die So- 
lidaritätsbewegung für die Freilassung der po- 
litischen Gefangenen in der USA ruft dazu auf, 
die Kommission höflich aufzufordern endlich 
einer vorzeitigen Freilassung Kambuis zuzu- 
stimmen. Die anschließende Biografie ist dem 
Buch „Can't Jail the Spirit“ entnommen. 

Sekou Cinque T.M. Kambui (William J. 
Turk), ein neuafrikanischer politischer Gefan- 
gener, wurde zu zweimal lebenslänglich we- 
gen Mordes an zwei Weißen in Alabama 1975 
verurteilt. Über 25 Jahre seines Lebens hat er 
hinter Gitter verbracht für Straftaten, die er 
nicht begangen hat. 

Sekou ist am 6. September, 1948 in Gasden, 
Alabama geboren und Afrikaner/ Cherokee. In 
den 60er-Jahren war er in der Bürgerrechts- 
bewegung als Jugendorganisator für Demon- 
strationen und Protestmärsche in Alabama so- 
wie als Sicherheitsposten bei Treffen des Sou- 
thern Christian Leadership Council (SCLC), des 
Congress of Racial Equality (CORE) und des 
Student Non-Violent Coordinating Commit- 
tee (SNCC) aktiv. Sekou hat sich selbst juristi- 
sche Kenntnisse beigebracht und arbeitet seit 
über 20 Jahren als ‚Gefängnisanwalt’ und für 
die Rechte der Gefangenen. 

Während seines Aufenthalts 1967 in Chica- 


go und New York arbeitete er in der Black 
Panther Party. Später, in Detroit, wurde erzum 
Verfechter derRepublik von Neuafrika. Zurück 
in Alabama, koordinierte er bis Mitte der 70er- 
Jahre für die Black Liberation Front das Ver- 
teidigungskomitee der Inmate for Action und 
die Afro-American People’s Party die Akti- 
vitäten zur Organisierung der Communities. 
Außerdem war er in den Jahren vor seiner Ver- 
haftung ein Soldat der schwarzen Befreiungs- 
armee (BLA). 

Wegen eines Verkehrsdelikts wurde Sekou 
am 2. Januar 1975 gefangengenommen. 
Während dieses Vorfalls wurde eine 9mm-Pi- 
stole - angeblich geladen und schussbereit - 
zwischen den Autositzen gefunden. Laut An- 
gaben der Polizei war die Pistole als während 
eines tödlichen Raubüberfalls in Tuscaloosa, 
Alabama gestohlen gemeldet. Im Laufe einer 
breit angelegten Untersuchung wurde auch 
seine private Beziehung zu einer Weißen un- 
tersucht. Während eines Gefangenentrans- 
ports sagte ihm ein Polizist „...uns ist es egal, 
ob du es warst oder nicht, aber es wäre bes- 
ser, wenn du es wärest, weil wir werden dei- 
nen Arsch auf jeden Fall abliefern ...“ Sekou 
wurde fälschlicherweise wegen Mordes an 
zwei Weißen - einem Mitglied des Klu-Klux- 
Klan aus Tuscaloosa und einen Multimillionär 
der Ölindustrie in Birmingham - verhaftet und 


angeklagt. 

Es überraschte nicht, dass Sekou in zwei ge- 
trennten Verfahren wegen Mordes für schul- 
dig gesprochen wurde. Hätte Sekou eine Chan- 
ce gehabt freigesprochen zu werden? Be- 
trachtet man das Wesentliche in diesem Fall, 
nämlich dass in Alabama des Jahres 1975 ein 
Schwarzer angeklagt wird, zwei Weiße er- 
mordet zu haben, muss die erste Schlussfol- 
gerung „Nein“ lauten. Aber berücksichtigt 
man, dass die weiße Machtstruktur diesen 
Schwarzen für einen unruhestiftenden „drei- 
sten Neger“ hielt und die anschließende (und 
anzunehmend sich fortgesetzte) Verstrickung 
des FBIs in den Fall, wird unsere erste An- 
nahme zur Gewissheit. Es reichte als Grund- 
lage für eine Vorverurteilung. 

Trotz der ungeheuren Medienpropaganda 
im Vorfeld des Verfahrens lehnte das Gericht 
eine Ortsverlegung ab. Ein Berufungsgericht 
bestätigte diese Entscheidung und zitierte in 
der Begründung Fehler des Strafverteidigers. 
Der starkes Aufsehen erregende Fall sorgte 
dafür, dass während einer erneuten Untersu- 
chung des Falles 1985 sich die Menschen in 
Tuscaloosa noch sehr deutlich an die Mord- 
details, an den Angeklagten (Sekou) und an 
die ganze Diskussion um den Mord erinner- 
ten. Während dieser Verhandlung gaben 
Hauptbelastungszeugen aus den beiden ur- 
sprünglichen Gerichtsverfahren zu, dass sie 
gezwungen worden waren, gegen Sekou aus- 


zusagen, und dass bestimmte Polizisten aus 
Birmingham und von der Sheriffbehörde in 
Jefferson County sie immer wieder aufsuch- 
ten. Entlastungszeugen im ersten Verfahren 
waren nach ständiger Bedrohung und rassi- 
stischen Einschüchterungen von der Birming- 
hamer Polizei so verängstigt worden, dass sie 
aus Albama fliehen mussten. Sekou stand da- 
mit im zweiten Verfahren ohne Entlastungs- 
zeugen vor Gericht. Bis zum heutigen Tag gibt 
es in beiden Mordfällen keine Beweise für sei- 
ne Anwesenheit am Tatort oder in der nähe- 
ren Umgebung, die Tatwaffe wurde nicht ge- 
funden, und es gibt keine konkreten Beweise, 
die ihn mit den Morden in Verbindung brin- 
gen. Auch die Pistole, die er bei seiner Ver- 
haftung bei sich hatte, konnte nie eindeutig 
mit den Morden in Verbindung gebracht wer- 
den. 

Sekous juristischer Kampf gegen beide Ver- 


urteilungen wurden von der Gefängnisbehör- 
de Alabamas (ADOC) ständig hintertrieben, 
durch die Beschlagnahme von juristischen 
Unterlagen und Post, wiederholte Verlegun- 
gen und Drohungen, seine anstehenden Ter- 
mine vor der Strafaussetzungskommission zu 
sabotieren. 

Seit 25 Jahren wird Sekou in Alabama ge- 
fangengehalten. Er ist fast jedem Gefängnis- 
direktor, jedem regionalen Koordinator und 
hochrangigen Beamten des ADOC bekannt. 
Sein Rufals ‚Gefängnisanwalt’ eilt ihm bei je- 
der Verlegung im voraus. Viele Gefangene ver- 
danken ihre Freilassung Sekous juristischer 
Unterstützung. Er hat viele zivilrechtliche Ver- 
fahren wegen mangelnder medizinischer Ver- 
sorgung, fortwährenden Misshandlungen, wi- 
derrechtlichen Isolationsstrafen und erniedri- 
genden Gefängnisbedingungen gewonnen, 
welche ihm nichts außer Strafverlegungen 
und den permanenten Hass des ADOCs ein- 
gebracht hat. Es ist unmöglich zu beschreiben, 
welche abgrundtiefen Feindseligkeiten, Sekou 
und seiner Familie nicht nur vom ADOC, son- 
dern auch von Alabamas Behörde für Begna- 
digung und Strafaussetzung entgegen ge- 
bracht werden. Jeder Versuch seine ursprüng- 
liche Verurteilungen in einem Berufungsge- 
richt anzufechten, wurde bereits im Ansatz 
durch fehlende Verfahrensabschriften, rechts- 
widrige Beschlagnahmungen von Gesetzes- 
büchern, juristischen Unterlagen und Doku- 
menten usw. vereitelt. 

In den letzten vierzehn Jahren hat Sekou 
mindestens fünf Anhörungen vor der Straf- 
aussetzungskommission gehabt, und jedes 
Mal wurde sein Gesuch abgelehnt. Vor jedem 
Anhörungstermin wurde er infolge rechtlicher 
Schritte, die er im Namen anderer Gefangener 
unternommen hatte, strafverlegt und ver- 
stärkten Schikanen ausgesetzt. 

Demnächst wird er wieder eine Anhörung 
haben, und er braucht die Unterstützung von 
uns draußen, wenn er je eine Chance haben 
sollte, wieder rauszukommen. Raze the Walls! 
arbeitet dafür, dass solche Scheinverfahren 
wie die gegen Sekou nie wieder passieren. Se- 
kou steht mit uns im Kampf für eine bessere 
Welt - frei von dem Rassismus und der Unge- 
rechtigkeit, die ihn in einen Käfig steckten - 
die Symptome einer krankhaften Gesellschaft, 
unter denen wir alle leiden. Wir rufen euch 
auf mit uns zusammen zu arbeiten und für die 
Befreiung dieses revolutionären Bruder zu ar- 
beiten. Übersetzung SPG 


Johnnie Johnson, Jr., Chairman, State of Alab- 
ama, Board of Pardons and Paroles, Lurleen 
B. Wallace Building, 500 Monroe Street, 
Montgomery, AL 36130 


Sekou Cinque T.M. Kambui, s/n William J. 
Turk #113058, PO Box 5107 BCF, Union 
Springs, AL 36089 


Unterstützer: Raze the Walls!, 2351 College 
Station Rd, Box 523, Athens, GA 30605 
Sekou Kambui Legal Defense/Support Com- 
mittee, c/o Aysha Dejenaba Bey, 827 G. Tyler 
Circle, Hoover, AL 35226 


Kurzmeldungen USA 


Epidemie von Hepatitis C in 
US-Gefängnissen 


Nach einem Bericht des www.lipmagazine.org 
ist Hepatitus C (HCV) die meist verbreitete 
chronische, durch Blut übertragende Infekti- 
on in den USA. HCV hat oft schwerwiegende 
Leberkrankheiten wie Zirrhose oder Krebs zur 
Folge. Oft bricht die Krankheit erst 20 bis 30 
Jahre nach der Infizierung aus. Schätzungs- 
weise sind etwa 4 Mio. Menschen mit HCV in- 
fiziert. Zum Vergleich: Weniger als 1 Mio. 
Amerikaner sind mit HIV infiziert. Vor allem 
in den Gefängnissen ist die größten Konzen- 
tration von Fällen von HCV zu finden. Je nach 
Bundesstaat liegt die Schätzung zwischen 
20% und 60%. Es gibt keine Impfstoffe und 
auch keine sichere Behandlung für HCV. Zur 
Zeit sind Interferon und Ribavirin die einzi- 
gen von der Gesundheitsbehörde genehmig- 
ten Medikamenten zur Behandlung von HCV. 
Die Erfolgsquote bei Interferon liegt zwischen 
10% und 20% und kombiniert mit Ribavirin 
steigt sie auf 30% bis 40%. Beide Medikamente 
können schwere Nebenwirkungen verursa- 
chen. 

Trotzdem kommen die wenigsten Gefange- 
nen in den Genuss einer solchen medizini- 
schen Behandlung, viele wissen nicht mal, 
dass sie infiziert sind. In einigen Bundesstaa- 
ten herrscht bei den Gefängnisbehörden eine 
Politik nach dem Motto: „keine Fragen, keine 
Antworten“. Andere Gefängnisbehörden, wie 
New York und Kalifornien, sagen, dass Ge- 
fangene nach HCV untersucht werden, wenn 
sie dies beantragen und behandelt werden, 
wenn sie bestimmte Kriterien erfüllen. 

Nach Jack Beck, Anwalt des Gefangenen- 
rechtsprojekts, sind ca. 25.000 der 70.000 Ge- 
fangenen im Bundesstaat New York mit HCV 
infiziert, aber nur knapp über 100 Insassen 
werden behandelt. „Ich glaube, ein Teil der 
Strategie ist, soviel wie möglich zu ‚filtern’ 
und die Anzahl der Therapien zu begrenzen, 
denn sollten sie tatsächlich anfangen, alle die- 
jenigen zu behandeln, die infiziert sind, wären 
die Kosten phänomenal.“ Eine normale ein- 
jährige Behandlung kostet zwischen $8.000 
und $20.000. Die Gefängnisbehörden be- 
gründen die Ablehnung einer Behandlung mit 
den hohen Kosten, sagt Jackie Walker von der 
Bürgerrechtsorganisation ACLU. 

Zusammen mit ca. 50 anderen Gefangenen 
hat Anthony N. Ware die Gefängnisieitung 
von Luther Luckett in Kentucky angeklagt. 
Ware, der nur zufällig erfuhr, dass er an HCV 
erkrankt ist, als er Einsicht in seine Akte be- 
kam, weiß nicht mal, wie fortgeschritten sei- 
ne Krankheit ist, weil die Gefängnisleitung die 
erforderliche Leberuntersuchung immer noch 
nicht genehmigt hat. Trotz der Erlaubnis sei- 
nes Arztes, sich selber mit Naturprodukten zu 
behandeln, verweigert ihm die Gefängnislei- 
tung den Kauf von leberreinigenden Produk- 
ten von außerhalb des Gefängnisses. Die Ge- 
fängnisbehörde behauptet ständig, dass eine 
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Behandlung möglich sei, aber keiner konnte 
die rigiden Behandlungskriterien erfüllen, sagt 
Alan S. Rubin, der Anwalt von Ware u.a. Min- 
destens zwei Menschen in diesem Gefängnis 
sind in an HCV gestorben. Er bekommt jede 
Woche Briefe von Gefangenen, die erfahren 
haben, dass sie HCV-infiziert sind, und be- 
handelt werden wollen. „Wenn nichts passiert, 
wird in den nächsten fünf bis zehn Jahren die 
Todesrate von an Leberkrankheiten verstor- 
benen Gefangenen und vorzeitig Entlassenen 
in die Höhe schießen.“ Im März konnte Rubin 
einen Sieg im Gerichtssaal erringen, als Bun- 
desrichter J. Heyburn II die Gefängnisleitung 
von Luther Luckett anwies, den Gefangenen 
Michael Paulley behandeln zu lassen. Die Ge- 
fängnisleitung hatte für Paulley eine Therapie 
abgelehnt mit der Begründung, dass er die me- 
dizinischen Richtlinien nicht erfülle. „Die Ge- 
fängnisleitung benutze die Richtlinien, um al- 
len HCV-infizierten Gefangenen eine Thera- 
pie zu verweigern aus Angst vor den damit 
verbunden Kosten,“ argumentierte Rubin. 
Heyburn schließe sich der Entscheidung des 
Richters in der ersten Instanz an: „Geld, nicht 
Medizin, war die treibende Kraft hinter der 
Entscheidung der Gefängnisbehörde.“ 
<http://www.lipmagazine.org/articles/feat- 
talvi_109.htm> 


Kalifornien: Anklage wegen 
medizinische Versorgung 


Im letzten Monat reichten das Prison Law Of- 
fice, eine Gefangenenrechtsorganisation, und 
zwei Anwaltskanzleien aus San Francisco ei- 
ne Klage gegen den Gouverneur von Kalifor- 
nien, Gary Davis, beim Gericht ein. Ihr Vor- 
wurf lautet, dass die medizinische Versorgung 
in den 33 Gefängnissen Kaliforniens unzurei- 
chend ist. Zwei der betroffenen Gefangenen 
sagen, dass ihre gesundheitlichen Beschwer- 
den von schlecht ausgebildetem und gleich- 
gültigem medizinischen Personell ignoriert 
wurden. Ein körperbehinderter Gefangener 
sagt, sein Katheter sei zwei Monate lang nicht 
gewechselt worden. Laut Stephen Green von 
der Gefängnisbehörde habe Davis die Ausga- 
ben für medizinische Versorgung seit seinem 
Amtantritt von $4,3 Mio. auf $5 Mio. im letz- 
tjährigen Staatsbudget erhöht, und es werde 
daran gearbeitet, die medizinische Versorgung 
zu verbessern. Deas Prison Law Office forde- 
re aber zuviel, sie wollen eine vollausgestat- 
tete Klinik in allen 33 Gefängnissen. In eini- 
gen Fällen, sagte er, wäre es ausreichend, in 
einem eine Klinik und in einem anderen ein 
Krankenstation zu haben. Außerdem fordern 
sie die Einstellung von Fachärzten in den Ge- 
fängnissen anstatt Verträge mit Krankenhäu- 
sern. Das Verfahren könnte 2003 eröffnet wer- 
den. Die Staatsanwaltschaft hat $6,8 Mio. Pro- 
zesskosten beantragt. Mitte Mai beantragte sie 
weitere $37,3 Mio. um 18 Anwälte samt Mit- 
arbeiter, Sachverständige u.a. zu bezahlen. Al- 
lein für das Kopieren und die digitale Archi- 
vierung der Krankenakten der knapp 158 Tau- 
send Gefangenen sind $23, 8 Mio. vorgese- 
hen. „Unser letztendliches Ziel ist es, eine me- 
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dizinische Versorgung entsprechend der Ver- 
fassung zu erreichen“, sagt Donald Spector, 
der Direktor von Prison Law Office, „und wenn 
sie $44 Mio. ausgeben würden, wäre es ein 
großer Schritt in die richtige Richtung.“ 
http://www.sfgate.com/cgi-bin/article.cgi?fi- 
le=/chronicle/archive/2001/05/19/MN19389 
5.DTL> 


Kalifornien: Aufruhr 
im Todestrakt 


In den letzten 18 Monaten hat die Zahl der 
Angriffe gegen Wächter im größten und zu- 
gleich einem derältesten Todestrakte der west- 
lichen Welt zugenommen. Gegenwärtig sitzen 
593 zum Tode verurteilte Männer im Gefäng- 
nis San Quentin, das im vorletzten Jahrhun- 
dert gebaut wurde. „Die Einrichtung und der 
Todestrakt sind veraltet“, sagt der Sprecher der 
Gefängnisbehörde, Russ Heimrich. „Das 
macht Sinn.“ Damit meint er nicht, dass er 
Verständnis für die Angriffe gegen die Wäch- 
ter hat, sondern dass die zum Tode Verurteil- 
ten auch in anderen Gefängnissen unterge- 
bracht werden dürfen, wie eine Gesetzesvor- 
lage es vorsieht. In den nächsten Wochen wird 
im Parlament darüber abgestimmt. 

Laut Angabe der Gefängnisbehörde ist die 
Zunahme der Schließerangriffe auf die 
Straßengangmentalität dieser B-Klasse-Ge- 
fangenen zurückzuführen. Anwälte und Ge- 
fangenenrechtsgruppen sehen es etwas an- 
ders. Die zunehmende Spannung hängt ihres 
Erachtens auch mit dem - nach einer Messer- 
stecherei im letzten Jahr - verhängten ein- 
jährigen Besuchsverbot für Todestraktinsas- 
sen zusammen. (Mittlerweile sind den A-Klas- 
se-Gefangenen Besuche wieder gestattet.) 
Nach einer weiteren Auseinandersetzung un- 
ter Gefangenen wurde den B-Klasse-Gefan- 
genen Monate lang der Hofgang verweigert. 
Die Gefängnisleitung verweigert den Medien 
sowohl den Zugang zum Todestrakt als auch, 
mit den Gefangenen zu sprechen. Vor dem Ge- 
fängnis demonstrierten Wächter in vollen 
Schutzmonturen samt Schlagstöcken und 
Waffen für mehr Sicherheit für das Gefäng- 


nispersonal. Von Sammy Marshall, einem B- 
Klasse-Gefangenen, der - nachdem er 1999 
von Wächter mit Pfefferspray besprüht und 
aus seiner Zelle geschleift wurde - gestorben 
ist, sprach keiner von ihnen. 
<http://www.nytimes.com/2001/05/22/na- 
tional/22QUEN.html> 


Georgia: Hinrichtungen 
mitgeschnitten 


Während einer einstündigen Sendung im öf- 
fentlichen Radio Anfang Mai konnten Ra- 
diohörerInnen in den USA das zweifelhafte 
Vergnügen genießen, eine Tonbandaufnahme 
der Hinrichtung von Ivon Ray Stanley durch 
den elektrischen Stuhl hören. Die Sendung 
verwendete Ausschnitte aus den akustischen 
Aufnahmen von 23 Hinrichtungen im Bun- 
desstaat Georgia, die von 1993 bis 1998 durch- 
geführt wurden. Auch in landesweiten Fern- 
sehprogrammen sind Teile der Aufnahmen ge- 
sendet worden. Laut einem Sprecher der Ge- 
fängnisbehörde, Scott Stallings, wurden die 
Aufnahmen gemacht, um den Staat gegen 
mögliche Anklagen zu schützen. Diese Praxis 
ist mittlerweile eingestellt worden. Auf der 11 
Minuten dauernden Aufnahme beschreibt 
Willis Marable, der Assistent des Gefängnis- 
direktors, minutiös den Hinrichtungsprozess. 
„Es ist schmerzhaft sie anzuhören“, sagt Da- 
vid Isay, Produzent des Programmes, „die 
Menschen hören sich so sachlich an. Es hört 
sich an wie ein Raketenstart der NASA. Auch 
wenn die Hinrichtung verpfuscht werde, es ist 
Routine, Routine, Routine. Die vollständigen 
Aufnahmen von 19 der Hinrichtungen, inklu- 
sive zweier, bei denen ein zweiter Stromschlag 
notwendig war, wurden auch ins Internet ge- 
setzt. 

www.wnyc.org - www.soundportraits.org 


Arizona: Sheriff wegen 


Gefüngniskamera angeklagt 


Die Gefangenenrechtsgruppe Middle Ground 
Prison Reform hat den Sheriff von Maricopa 
County, Joe Arpaio, gerichtlich angeklagt. Sie 
fordert die Demontage der seit Juli letzten Jah- 
res installierten Web-Kameras im Bezirksge- 
fängnis und $50 Tausend Entschädigung für 
jeden der 55.000 Menschen (knapp $3 Mrd.), 
die in dem Gefängnis inhaftiert waren, seit die 
Sicherheitskamera mit dem Internet verbun- 
den ist, Richter Mark Santana hat den ersten 
Prozesstag für den 12. Juni festgelegt. „Es lie- 
gen überhaupt keine Sicherheitsgründe für 
diese Bilder im Internet vor“, sagte der ehe- 
malige Richter und Direktor von Middle Gro- 
und. Unter anderem sind Bilder von Frauen 
auf der Toilette zu sehen oder wie Frauen 
durchsucht werden, während männliche In- 
sassen zuschauen. Laut Arpaio „ist es ein öf- 
fentliches Gefängnis und die Öffentlichkeit 
hat das Recht zu wissen, was dort vor sich 
geht.“ 
ww.arizonarepublic.com 

Übersetzung und Zusammenstellung: SPG 


Die Geschichte Leonard Peltiers (11) 


„Ich bin heute ebenso entschlossen, für meine Freiheit zu 


kämpfen, wie ich es am 6. Februar 1976 war, dem Tag 
meiner Verhaftung. Ich gebe nicht auf.“ (Leonard Peltier) 


(Der erste Teil wurde im Angehörigen Info 
Nr. 245 veröffentlicht.) 

Nach diesem Misserfolg wird die Anklage 
gegen Jimmy Eagle fallengelassen um die 
volle Macht des Staates auf Leonard zu kon- 
zentrieren. Mit einer erpressten Belastungs- 
aussage der psychisch kranken Myrtle Poor 
Bear, die Leonard überhaupt nicht kennt, er- 
wirkt der damalige Außenminister Henry Kis- 
singer im Dezember 1976 Leonards Ausliefe- 
rung aus Kanada in die USA. Das Verfahren 
wird nach Fargo in Nord Dakota verlegt und 
im April’77 vor einer ausnahmslosen weißen 
Jury unter Vorsitz des hierfür extra ausge- 
wählten Richters Paul Benson eröffnet. Ben- 
son verbietet jegliche Erwähnung der Ge- 
schehnisse in Pine Ridge oder Kritik am FBI 
zu äußern und lässt keine Beweise aus dem 
Verfahren Butler und Robideaus zu. Dar- über 
hinaus darf Leonard nicht auf Notwehr plä- 
dieren. Die Regierung schafft ein Klima der 
Angst, indem sie Gerüchte über sog. „AIM- 
Guerillas“ in Umlauf bringt, die bereit wären, 
den Gerichtssaal zu stürmen. Die Geschwore- 
nen werden in Bussen mit abgedunkelten Fen- 
ster transportiert und fürchten um ihr Leben. 
„Die ganze Sache war völlig absurd“, sagt Leo- 
nard. Das FBI konstruiert Belastungsbeweise, 
ein Agent sagt aus, dass er Leonard in der Nähe 
der beiden toten Agenten gesehen habe, bal- 
listische Experten behaupten, dass eine Patro- 
ne, die am Tatort gefunden wurde, von Leo- 
nards AR-15 Gewehr stamme, wieder andere 
sagen aus, dass Leonard, der einzige Bewoh- 
ner gewesen sei, der ein solches AR-15 Ge- 
wehr besessen habe. Als die Staatsanwalt- 
schaft zu erkennen gibt, dass sie Myrtle Poor 
Bear als Zeugin nicht vorladen will, wird dies 
von der Verteidigung verlangt. Darauf hin 
schließt Richter Benson die Jury aus. Sie hört 
daher nicht, wie Myrtle Poor Bear ihre Aussa- 
ge zurückzieht und erklärt, dass das FBI sie 
unter Druck gesetzt hatte um Leonard zu be- 
lasten. In seinem Schlussplädoyer zeigt der 
Staatsanwalt auf Leonard und behauptet mit 
bebender Stimme, dass er die Agenten aus 
nächster Nähe kalthlütig ermordet habe. Nach 
kaum sechs Stunden Beratung gelangt die 
Jury zu einem Schuldspruch: Mord ersten Gra- 
des in zwei Fällen. Benson verurteilt Leonard 
zu zweimal lebenslänglich. Leonard hat dies 
schon vorher erahnt. In seiner Rede vor der 
Urteilsverkündung am 1.Juni’77 sagt er: „Ich 
und mein Volk haben keinen Zweifel, dass Sie 
mich zu zweimal lebenslänglich verurteilen 
werden. Sie sind und waren von Anfang an 
gegen mich und jeden Native American, der 
vor Ihnen kam, voreingenommen. Sie haben 
sich ganz offen auf die Seite des FBls gestellt 
während des ganzes Verfahrens und tun be- 


reit willig alle, was das FBI von Ihnen ver- 
langt. (...) Schlussendlich bin ich völlig davon 
überzeugt, dass Sie schon längst zum dem 
Schluss gekommen sind, dass ich schuldig bin 
und Sie mich zur Höchststrafe verurteilen wer- 
den. Aber dies überrascht mich nicht, weil Sie 
sind ein hochrangiges Mitglied des weißen 
rassistischen Systems, welches ständig sagt, 
„In God we Trust“ (wir vertrauen auf Gott), 
während es sich damit beschäftigt, mein Volk 
zu ermorden und unser Kultur zu vernichten 
versucht.“ 

Nach der Verurteilung stellen Leonards An- 
wälte ein Berufungsgesuch, das jedoch Ende 
1978 abgelehnt wird. 1981 werden die An- 
wälte im Rahmen des ‚Freedom of Informati- 
on Acts’ (FOIA) (Gesetz über die Einsicht in die 
Akte des Antragstellers) Zugang zu 12.000 
FBI-Dokumenten gewährt, weitere 6.000 blei- 
ben aus „Gründen der nationalen Sicherheit“ 
und „laufenden polizeilichen Untersuchun- 
gen“ unter Verschluss. Obwohl die Dokumen- 
te beweisen, dass das FBI Beweise gefälscht 
hat, lehnt Benson nach mehreren Anhörun- 
gen 1985 die Wiederaufnahme eines neuen 
Verfahrens ab. Leonards Anwälte gehen in Be- 
rufung gegen diese Entscheidung. Richter He- 
aney stellt fest, dass die ursprüngliche Ver- 
handlung und die nachfolgenden Berufungs- 
anhörungen dem Recht auf ein faires Verfah- 
ren widersprechen aufgrund von u.a. erzwun- 
gene Zeugenaussagen, Meineid, Beweisfäl- 
schung und Unterdrückung von entlastenden 
Beweisen und nennt das Verhalten des FBIs 
„einen offensichtlichen Missbrauch des Un- 
tersuchungsprozesses“ Staatsanwalt Lyn 
Crooks, der Leonard 1977 des Mordes an den 
beiden Agenten aus nächster Nähe bezichtig- 
te, räumt außerdem ein: „Wir wissen nicht, 
wer diese beiden Agenten getötet hat“. Trotz- 
dem lehnt Heaney 1986 ein Neuverfahren ab. 
Heaney begründet dies damit, dass während 
der Anhörung einer von Leonards Anwälte ei- 
ne Frage des Richters bezüglich einer Zeu- 
genaussage bejahte. Der Anwalt hatte verges- 
sen, dass der Zeuge seine belastende Aussage 
zurückgezogen hatte. Obwohl der Anwalt sei- 
ne Antwort am nächsten Tag zurückzieht und 
anschließend sein Mandat niederlegt, bewer- 
tet Heaney die Zeugen- aussage als eine 
Faischaussage. Der Gang zum Obersten Ge- 
richt der USA misslingt. Das Gericht verwei- 
gert die Annahme des Falles. 

Vier Jahre später haben Leonards Anwälte 
neue Beweise für einen Revisionsprozess zu- 
sammengetragen. Am 30. Dezember 1991 
lehnt Richter Benson eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens zum zweiten Mal ab. Obwohl 
Lyn Crooks noch mal zugibt, dass nicht be- 
kannt ist, wer die beiden Agenten getötet hat, 


bestätigt das Berufungsgericht 1993 ein wei- 
teres Mal die Entscheidung Bensons und er- 

lärt, auch wenn es keine Beweise für ein „Tö- 
ten aus der Nähe“ gebe, habe Peltier sich den- 
noch „der Unterstützung und Hilfeleistung 
aus der Ferne“ schuldig gemacht. „Die Regie- 
rung hat vor zwei verschiedenen Berufungs- 
gerichten zugegeben, dass sie nicht weiß, wer 
die Agenten getötet hat...Und nun in ihrer neu- 
esten Entscheidung behauptet sie, ich sei ein 
‚Unterstützer und Hilfeleistender. So lautet 
letztendlich ihre Theorie. Ich war Unterstützer 
und Hilfeleistender aus 15 bis 20 Fuß oder 200 
Meter, oder aus einer Entfernung von zwei 
Fußballfeldlängen. Sie weiß nicht, wo ich Un- 
terstützung und Hilfe leistete, nur dass ich auf 
der Reservation war.“ 

Juristisch hat Leonard damit alle Möglich- 
keiten ausgeschöpft, es sei denn, er kann neue 
Beweise für eine Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens vorlegen. Ihm bleiben zwei andere 
Wege freizukommen, entweder durch vorzei- 
tige Entlassung oder durch Begnadigung 
durch den Präsidenten. 1993 bekommt Leo- 
nard seine erste Anhörung vor der Kommis- 
sion zur Strafaussetzung. Die Strafausset- 
zungskommission behauptet, Leonard sei ver- 
antwortlich für die „Hinrichtung“ der beiden 
Agenten und lehnt daher eine vorzeitige Ent- 
lassung ab. Außerdem legt die Kommission 
fest, dass Leonard erst ab dem Jahr 2009 ei- 
nen neuen Antrag stellen darf. Das heißt, 17 
Jahre später als die Richtlinien über eine vor- 
zeitige Entlassung es empfehlen. 

Die Kommission ist angehalten, etwa alle 
zwei Jahre eine Interimsanhörung abzuhalten 
um festzustellen, ob neue Erkenntnisse eine 
Änderung der ursprünglichen Entscheidung 
bedingen. Dies ist mittlerweile dreimal ge- 
schehen: 1995, 1998 und 2000, und jedes Mal 
hat die Kommission ihre eigene Entscheidung 
bestätigt. Bei der ersten Anhörung legten Leo- 
nards Anwälte eine Tonbandaufnahme der 
Aussage von Staatsanwalt Lyn Crooks vor, 
dass die Regierung nicht wisse, wer für den 
Tod der Agenten verantwortlich ist. „Die Kom- 
mission erkennt an, dass die Staatsanwalt- 
schaft das Fehlen von Beweisen zugibt, dass 
Sie persönlich am Mord der zwei FBI- Agen- 
ten beteiligt waren..“. Dennoch muss Leonard 
aufgrund seiner „offensichtlichen Entschei- 
dung, die Verantwortung für die Tat nicht zu 
übernehmen“ weiter im Knast bleiben. 1998 
sagte der Vorsitzender der Kommission: „Es 
ist mir klar, dass Sie das sind, was man oft Na- 
tive Amerikaner nennt, oder auch Indianer ge- 
rannt...aber die Tatsachen in diesem Fall sind, 
dass jemand diese Menschen tötete, dass sie 
tot sind, und dass sie offensichtlich ermordet 
wurden, und jemand von jener Nation, je- 
mand, der an diesem Tag anwesend war, der 
anscheinend zu Ihrer Nation gehört, diese 
Straftaten beging...leider sind Sie Herr Peltier 
einzig und allein dafür verurteilt worden...“ 
Leonard soll also den Rest seines Lebens hin- 
ter Gittern verbringen, weil die Menschen von 
Pine Ridge sich verteidigten, weil er Indianer 
ist, weil er an dem Tag auf der Reservation 
war, und weil ein rassistisch manipuliertes Ge- 
richt ihn für schuldig befand. Am 12. Juni, 200 
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ignoriert die Strafaussetzungskommission 
auch Eingaben von Amnesty International, 
den Landesverbänden der amerikanischen 
und der kanadischen Indianer, und des Kir- 
chenverbandes und lehnt es ab einen medizi- 
nischen Bericht zu lesen, der gesundheitliche 
Gründe für eine vorzeitige Entlassung doku- 
mentiert, wie Hirnschlag, schwere Sehbeein- 
trächtigung, Herz- und Nierenprobleme. Der 
Kommissionsvorsitzender weigert sich, Leo- 
nards Anwälte anzuhören und schreibt die Ab- 
lehnung schon vor dem Ende der Anhörung. 

Im Rahmen des Gesetzes zur umfassende 
Kriminalitätsbekämpfung aus dem Jahre 1984 
hat der Kongress beschlossen, dass die Kom- 
mission selber bis zum Jahre 1992 aufgelöst 
werden soll und Häftlingen, die vor 1984 ver- 
urteilt wurden, ein Haftentlassungsdatum mit- 
zuteilen ist. Zweimal hat die Kommission ei- 
ne fünfjährige Verlängerung der Auflösungs- 
frist um ‘Altfälle” aufzuarbeiten beantragt, 
dennoch hat weder Leonard noch Tausende 
andere Gefangene ein Haftentlassungsdatum 
mitgeteilt bekommen, obwohl sie diese Krite- 
rien erfüllen. Es scheint so, als ob die Straf- 
aussetzungskommission absichtlich eine vor- 
zeitige Entlassung von vielen Gefangenen ab- 
lehnt um länger im Amt zu bleiben. Am 4. Ju- 
ni 1999 reicht der ehemalige Justizminister 
und Anwalt, Ramsey Clark u.a. eine Klage ge- 
gen die Strafaussetzungskommission beim 
Bundesgericht ein, dass die Kommissionsent- 
scheidung illegal, offensichtlich fehlerhaft, 
willkürlich, eigenhändig, und nicht verfas- 
sungskonform sei. Eine Entscheidung des Ge- 
richts darüber steht noch aus. Es könnte ent- 
scheiden, die Kommission anzuweisen, Leo- 
nard freizulassen, seine nächste Anhörung 
vorzulegen oder die Klage abweisen oder ab- 
lehnen. 

Es ist kaum vorstellbar, dass die Strafaus- 
setzungskommission je von sich aus ohne 
enormen öffentlichen Druck ihre Entschei- 
dung revidieren wird, weil bei jeder Anhörung 
das Opfer oder dessen Angehörige angehört 
werden. In Leonards Fall hat das FBI die ‘Op- 
ferrechte' zugesprochen bekommen. Louis 
Freeh, der Direktor des FBls, intervenierte per- 
sönlich bei der Strafaussetzungskommission 
gegen eine vorzeitige Entlassung und im vo- 
rigen Jahr forderte er von Clinton schriftlich, 
Leonard nicht zu begnadigen. Genauso wie 
bereits 1995 - als Clintons erste Amts- zeit zu 
Ende ging - startete das FBI eine große Kam- 
pagne gegen seine Begnadigung. In vielen Zei- 
tungen wurden Anzeigen geschaltet, FBI- 
Agenten schrieben Leserbriefe, eine kostenlo- 
se Telefonleitung zum Weißen Haus wurde 
eingerichtet und vorm Weißen Haus demon- 
strierten FBI-Agenten. Am 20. Januar, 2001, 
dem letzten Tag von Clintons Amtszeit, ver- 
öffentlichte das Weiße Haus die Liste der letz- 
ten Begnadigten, der Name Leonard Peltier 
stand nicht darunter, obwohl weit über 20 Mil- 
lionen Menschen und namhafte Persönlich- 
keiten für seine Freilassung eingetreten wa- 
ren. Clinton zog es vor, sich der Macht des FBIs 
zu beugen sowie sich selber nach Ende seiner 
Präsidentschaft vor einer Anklage wegen 
Meineids in der Monica-Lewinsky-Affäre zu 
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schützen und Familie und Freunden zu hel- 
fen. 

Unter den Begnadigten befinden sich Clin- 
tons Bruder, Roger, und eine ehemalige Ge- 
schäftspartnerin der Clintons, Susan McDou- 
gal. Andere Begnadigte sind: Melvin Rey- 
nolds, wegen abzweigen von Wahlkampa- 
gnengeldern zu sechseinhalb Jahren und Sex 
mit einer minderjährigen Wahlkampfhelferin 
zu 5 Jahre Haft verurteilt. Henry Cisneros, der 
während Clintons erster Legislaturperiode im 
Wohnungsbauministerium arbeitete. William 
A. Borders Jr, ehemaliger Präsident der natio- 
nalen Anwaltsvereinigung, der wegen Ver- 
schwörung in einem Verfahren gegen die or- 
ganisierte Kriminalität zu fünf Jahren Haft 
verurteilt wurde. Sein damaliger Mitange- 
klagter, Bundesrichter Alcee L. Hastings, wur- 
de freigesprochen, u.a. weil Borders in Ha- 
stings Verfahren und in seinem Amtsaufhe- 
bungsverfahren im Senat die Aussage ver- 
weigerte. 

„Was Clinton uns antat, war grausam. Acht 
Jahre lang ignorierte er trotz der großen Kam- 
pagne, die zu meinen Gunsten geführt wurde, 
mein Gnadengesuch. Dann, nur wenige Mo- 
nate vor seinem Ausscheiden aus dem Amt, 
versprach er öffentlich, über meinen Fall eine 
Entscheidung zu treffen, so oder so. Er sagte, 
dass er sich der Wichtigkeit des Falles bewus- 
st sei. Und das Weiße Haus setzte meine An- 
wälte in den Glauben, dass die Chancen für 
einen Gnadenerlass gut stünden. Ich müsse 
mich gar auf meine Entlassung vorbereiten, 
da es keine Anzeichen für eine Zurückweisung 
der Petition gebe. Das LPDC (Leonard-Peltier- 
Verteidigungskomitee) kaufte mir Kleidung, 
mein Enkel bereitete mir sein Schlafzimmer 
vor, damit ich dort schlafen könnte und an- 
dere Vorbereitungen für meine Heimkehr wur- 
den getroffen. Meine Freunde in Pine Ridge 
machten Pläne, für mich ein Haus aufzubau- 
en. Wir wurden buchstäblich gezwungen, un- 
sere Hoffnungen hoch zu halten, weil wir nicht 
unvorbereitet sein wollten auf eine plötzliche 
Entlassung. Der 19. Januar kam, und immer 
noch hielt man uns in nervöser Erwartung mit 


Den Juni zum Monat 
der Solidarität für 
Leonard Peltier machen 


Wie seit vielen Jahren rufen die Unterstütze- _ 


rinnen Leonard Peltiers (LPDC) dazu auf, den 
Juni zum Monat der Solidarität mit Leonard 
zu machen. Leonard ist zu zweimal lebens- 
länglich verurteilt worden wegen des Mordes 
an zwei FBI-Agenten im Juni 1975. Unter- 
stützung bekommt LPDC von der Basisorga- 


nisation Necessary Dissent aus Houston, Te- 


xas, die zu einem weltweiten Aktionsmonat 
für Leonard und Mumia Abu-Jamal aufrufen. 


Die Organisation plant, mindestens 10.000. 


Unterschriften für die Freilassung der beiden 


zu sammeln. Eine Unterschriftenliste haben 


‚sie dafür auch auf ihrer Webseite eingerich- 
tet. Sie werden zusammen mit anderen Orga- 


der Bemerkung hin, dass die schwierigeren 
Gnadengesuche noch bearbeitet und am fol- 
genden Morgen entschieden würden. Dann 
kam und ging der 20. Januar! Vom Weißen 
Haus nicht die geringste Nachricht. Wir mus- 
sten schließlich durch die Presse herausfinden, 
dass mein Name nicht auf der Liste der Beg- 
nadigten stand. (...) Seit dem diesem dunklen 
Samstag habe ich es geschafft, mich aufzu- 
raffen, den Dreck abzuwischen und meinen 
Geist einmal mehr aufzurichten. Ich bin heu- 
te ebenso entschlossen, für meine Freiheit zu 
kämpfen, wie ich es am 6. Februar 1976 war, 
dem Tag meiner Verhaftung. Ich gebe nicht 
auf.“ 

Leonards Anwälte und Unterstützer in den 
USA suchen nach neuen Wege den Fall wie- 
der vor einem Gericht zu bringen. Vor allem 
fordern sie die Freigabe der noch unter Ver- 
schluss gehaltenen 6.000 FBI-Dokumenten, in 
denen sie noch weitere Be- weise für Leonards 
Unschuld vermuten. Außerdem versuchen sie 
den US-Kongress unter Druck zu setzen, An- 
hörungen u.a. über das COINTELPRO-Pro- 
gramms gegen AIM, die Rolle des FBls bei der 
Kriminalisierung Leonard Peltiers und seiner 
fortgesetzten Inhaftierung und der Angriffen 
gegen die Bewohner von Pine Ridge. (C) 


Mein Leben ist mein Sonnentanz, Leonard Peltier, in 
Zweitausendeins, ISBN 3- 86150-324-7 

Indian War, Martin Ludwig Hofmann, Atlantik Ver- 
lag, ISBN 3-926529-28-8 

The COINTELPRO Papers: Documents From the FBIs 
Secret Wars Against Dissent in the United States, 
Ward Churchill & Jim Vander Wall, South End Press, 
ISBN 0-89608-360-8 

Agents of Repression: The FBl’s Secret Wars Against 
the Black Panther Party and the American Indian Mo- 
vement, Ward Churchill & Jim Vander Wall, South 
End Press, ISBN 0-89608-293-8 
www.freepeltier.org _members.xoom.com/freepel- 
tier/index.html 
www.mcs.net/»rwor/a/polpri/pelti.htm 
www.nativepeoples.com/np_features/np_ar- 
ticles/1999_fall_article/alcatraz-p2.html 
www.nps.gov/alcatraz/indian.html 
www.mcs.net/»rwor/a/polpri/pelti.htm 
Revolutionary Worker #949, March 22, 1998 „The 
Railroad of Leonard Peltier“ 


nisationen und Einzelpersonen aber auch Un- 


_ terschriften auf Veranstaltungen, Schulen 
und Universitäten und in den verschiedenen 


‚Stadtteilen sammeln. Die gegenwärtigen 
Hauptziele der Kampagne für die Freilassung 
Leonards sind die Freigabe von mehr als 6.000 
unter Verschluß gehaltenen FBI-Dokumenten 
und die vorzeitige Entlassung Leonards. Der 


Schwerpunkt der Kampagne besteht darin, 


Druck dafür auf die Politiker auszuüben. Un- 
terstützerInnen werden gebeten, ihre Senats- 


_ mitglieder und Abgeordnete wöchentlich an- 


zurufen, persönlich anzuschreiben und in 
ihren Büros zu besuchen. Ursprünglich war 
für später im Monat geplant, Lesebriefe an 


Zeitungen zu schreiben. Diese Aktion wurde 


jedoch vorgezogen, als das FBI wieder einmal 
in die Kritik geriet: Obwohl das FBI wußte, 


daß sie unschuldig waren, saßen zwei Men- = = 
schen wegen Mordes 30. Jahre lang im Knast, 


es die wirklichen vom ER. gedeckten | 


Einladung zur Hauptversammlung der 
Deutschen Lufthansa AG am 20. Juni 


Im Mai 1999 starb der Sudanese Aamir Mo- 
hammed Ageeb an Bord einer Lufthansa 
Maschine nach Kairo. Ageebs Tod war der 
Auslöser für das bundesweite Netzwerk 
„kein mensch ist illegal“ eine internationa- 
le Kampagne gegen Abschiebungen durch 
die Lufthansa zu starten. Mit vielfältigen 
Aktionen aufFlughäfen, vor Reisebüros, im 
Internet und Projekten wie der Ausstellung 
ist es seit dem gelungen, eine breite Öf- 
fentlichkeit zu erreichen und auf die Mit- 
verantwortung der Lufthansa bei der un- 
menschlichen Abschiebepraxis aufmerk- 
sam zu machen. Es handelt sich dabei nicht 
um eine Boykottkampagne. Vielmehr wer- 
den Fluggäste und Flugpersonal zur Zivil- 
courage und zum Handeln gegen Abschie- 
bungen aufgerufen. Die Kampagne blieb 
nicht ohne Wirkung. Die Pilotenvereini- 
gung Cockpit fordert ihre Mitglieder auf, 
sich in jedem Fall davon zu überzeugen, 
dass Passagiere freiwillig mitfliegen und 
„passengers not willing to travel“ nicht zu 
transportieren. Vorläufiger Höhepunkt der 
Aktionen waren die Tumulte auf der Jah- 
reshauptversammlung der Lufthansa AG im 
Juni letzten Jahres im ICC in Berlin. Dort 
forderten neben „FlugbegleiterInnen gegen 
Abschiebungen“, AktivistInnen von „kein 
mensch ist illegal“ sowie kritische Ak- 
tionäre das Ende der „deportation class“. 
Vorstandssprecher Jürgen Weber kündigte 
daraufhin an, Verhandlungen mit der Bun- 
desregierung über die Befreiung von der 
Beförderungspflicht für sogenannte „de- 
portees“ zu führen. Seine Ankündigung, 
auf das Geschäft mit der Abschiebung zu 
verzichten, blieb bisher folgenlos Daher 
wollen wir unsere Forderungen auf der die- 
sjährigen Hauptversammlung erneut ent- 
schieden vortragen und den Vorstand und 


‚Mörder weitere Morde begehen konnten. Mit- 
glieder des Klu-Klux-Klans durften. Jahre 
lang frei rum laufen, obwohl das FBI wusste, 
. dass sie für ein Bombenattentat auf eine Kir- 
che in Alabama 1963 verantwortlich waren, 
bei vier schwarze Mädchen starben. Louis 
Freah, der Direktor des FBI, mußte seine 
. Außenbüros 11 (!) Mal anweisen, bevor der 
Rechtsanwalt von Tim McVeigh, der sich zu 


~- dem Bombenattentat auf das Bundesgebäu- 


de in Oklahoma 1995 bekannte, bei dem 168 
Menschen starben, alle Beweise in Zusam- 
-menhang mit dem Fall bekommen hatte. Es 
-ist nicht bekannt, ob Journalisten sich für die 
Frage interessierten, warum das FBI zum er- 


„sten Mal in seiner Geschichte gerade bei ei- 


nem rechtsextremistischen Bombenleger der 
- Verteidigung alle Beweise überreicht hat, 


während andere (Leonard, Mumia u.a. dafür 


‚Jahre lang prozessieren müssen. SPG 


die Aktionäre der Lufthansa AG an das Ver- 
sprechen des Vorstandsvorsitzenden erin- 
nern. Stop deportation business! 

Wer Aktien derLufthansa AG besitzt, soll- 
te die Stimmrechte dem Dachverband der 
kritischen Aktionärinnen und Aktionäre 
übertragen. 

Kontakt: Tel. 0221- 5 99 56 47 


Email:  dachverband@&kritischeaktionae- 
re.de 
Ausstellung 


Plakatausstellung „deportation.class - ge- 
gen das Geschäft mit Abschiebungen” 

11. - 20. Juni 2001 im Filmhaus-Kino Köln, 
Maybachstr. 111 

Auf der Suche nach einem Plakat zur Kampagne 
gegen das Geschäft mit der Abschiebung durch die 
Lufthansa AG wurden Künstlerinnen und Grafiker 
zu einem Plakatwettbewerb aufgerufen. Mehr als 
20 Entwürfe wurden eingesandt. Eine Jury aus 
Künstlerinnen und Aktivisten von „Kein Mensch 
ist illegal“ wählte im Februar 2000 das Plakat 
„lufttransaction special“ als zentrales Kampa- 
gnenplakat aus. Eine Auswahl der Entwürfe bil- 
den den Hauptteil der Ausstellung. Daneben bie- 
ten fünf Stelltafeln Hintergründe zum Thema. Seit 
Mai letzten Jahres ist die Ausstellung mit großem 
Erfolg europaweit auf Tour. 


Vernissage 
11. Juni 2001, 18 Uhr Filmhaus 
Ausstellungseröffnung mit Musik 


Filmreihe 


im Begleitprogramm zur Ausstellung im Filmhaus 
Maybachstraße In Zusammenarbeit mit dem Film- 
haus Köln und filminitiativ köln e.V. 
Drachenfutter . 11. Juni 21:30, 16. Juni 17:30 h 
Vorprogramm: Der Blinde Passagier, Zaire 1996, 
15 Min. Regie: José Laplaine 

Nicht verzeichnete Fluchtbewegungen 11. Juni 
19:30 h, 17. Juni 17:30 h 

Oder wie die Juden in die Freiheit kamen 


D 1990, 98 Min. Regie: Dietrich Schubert 
Dokumentation über die Fluchtbewegungen jüdi- 
scher Flüchtlinge in der Westeifel an der belgi- 
schen Grenze 

Blinder Passagier - De Verstekeling 12. und 13 Ju- 
ni, 21:30 h NL 1997, 90 Min. Regie: Ben van Lies- 
hout 

Otomo 14. und 15. Juni 21:30 h D 1999, 85 Min. 
Regie: Frieder Schlaich 

CHEB - Flucht aus Afrika 16. und 17. Juni, 21:30 
h F/Algerien 1990, 82 Min. Regie: Rachid Bouch- 
ared 

La Promesse - Das Versprechen 18. und 20. Juni, 
21:30 h B/F 1996, 93 Min. (OmU) Regie: Luc und 
Jean Pierre Dardenne 

Raus aus dem Schatten * Die Kirche St. Bernard 
und der Kampf der „sans papiers“ 19. Juni 
21:30 h D/F 1999, 62 Min. Regie: Jochen Kraus 
und Florian Schneider 


Veranstaltung 


„Juden und Polen wurden schlechter als ein Hund 
behandelt“ - Zwangsarbeit bei der Deutschen Luft- 
hansa unter dem Hakenkreuz 

mit Jan Matusiak, ehemaliger Zwangsarbeiter aus 
Lodz/Polen, u.a. Moderation Heinz Humbach, 
VVN. Veranstalter: „Kein Mensch ist illegal“ ge- 
meinsam mit dem Dachverband der kritischen Ak- 
tionärinnen und Aktionäre, AntifaK, Infoladen 
Köln 

18. Juni 2001, 20:00 h, Bürgerzentrum Alte Feu- 
erwache, Melchiorstr. 3, 50670 Köln 


Aktion 


„Stop deportation.class!" 

Besuch der Jahreshauptversammlung der Deut- 
schen Lufthansa AG 

20. Juni 2001, 9:00 h, Treffpunkt vor dem Haup- 
teingang der Kölnarena in Köln-Deutz 


Online-Demo auf dem I nternetportal der 
Lufthansa AG, 20. Juni 2001, 10:30h 
Informationen: http://go.to/online-demo 
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napp 300 Menschen, weniger als er- 

wartet, setzten am vergangenen Sams- 
tag die Demonstration auf dem Frankfur- 
ter Flughafen anläßlich der Todestage von 
Aamir Ageeb und Naima Hadjar durch. Die 
Fraport hatte vorher zwar die symbolische 
Anbringung der Gedenktafel für die Todes- 
opfer der Abschiebepolitik zugestanden, 
wollte eine Demo aber unbedingt verhin- 
dern, wie der Leiter der Flughafen-Securi- 
ty noch am Samstagmorgen telefonisch 
versicherte. 

Die Eingänge des Flughafen-Bahnhofs 
und der ursprünglich als Ort der Auftakt- 
kundgebung geplante Bereich A im Termi- 
nal 1 waren dann auch von einem enormen 
Polizeiaufgebot in Kampfanzügen belagert. 

Um dennoch die Demonstration durch- 
führen zu können, war der Treffpunkt für 
die DemonstrantInnen jedoch insgeheim in 
den Bereich B verlagert worden, wo wir uns 
dann sammelten und die erste Kundgebung 
durchführten. 

Diese und der Demonstrationszug wur- 
den schließlich - gegen alle Ankündigun- 
gen - geduldet. Es hätte wohl auch nicht so 
gut ausgesehen, hier gegenüber den Teil- 
nehmerlInnen - teils mit Blumen in der Hand 
- ein größeres Gerangel anzufangen. 

Fazit: als erfolgreich können wir die 
Durchsetzung der Demo betrachten, und 
auch die kurzfristige Duldung der Gedenk- 
tafel an einem nicht zu abgelegenen Ort. 
Etwas enttäuschend dagegen die relativ ge- 
ringe Anzahl der 300 TeilnehmerInnen. 


Ermittlungen im Verfahren gegen 
„Antiimperialistische Zellen” 


Bundesanwalt will 
genetischen Fingerabdruck 
einer Aachenerin 


Verteidiger verlangt Akteneinsicht / Bun- 
desermittlungsrichter stellt die Entschei- 
dung zurück 


Auch nachdem die beiden Angeklagten im 
Verfahren gegen die „Antiimperialistischen 
Zellen“ (AIZ) vom OLG Düsseldorf im Sep- 
tember 1999 zu langjährigen Haftstrafen 
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verurteilt wurden, ermittelt der General- 
bundesanwalt weiter. Seinerzeit war es der 
Anklagebehörde nicht gelungen, weitere 
Mitglieder der Organisation zu identifizie- 
ren. Damit schien die „Bildung einer terro- 
ristischen Vereinigung“, die nach den Be- 
stimmungen des Paragrafen 129a StGB 
mindestens drei Personen umfassen muss, 
nicht beweisbar. 

Mitte April 2001 stellte die Bundesan- 
waltschaft (BAW) beim Ermittlungsrichter 
des Bundesgerichtshofes den Antrag, einer 
Frau aus Aachen, gegen die in diesem Zu- 
sammenhang nach Paragraf 129a ermittelt 
wird, Körperzellen zwecks einer moleku- 
largenetischen Untersuchung zu entneh- 
men. Da die beiden Angeklagten im AIZ- 
Verfahren zeitweise in Aachen gelebt hat- 
ten und Kontakte zur dortigen linken Sze- 
ne unterhielten, hatte die Bundesanwalt- 
schaft, gestützt auf fragwürdige Ermitt- 
lungsmethoden und ohne jeden Anschein 
stichhaltiger Indizien, gegen verschiedene 
in Aachen wohnende Personen entspre- 
chende Ermittlungsverfahren eingeleitet. 

Nachdem in diesen Verfahren bislang 
keinerlei strafrechtlich relevante Ergebnis- 
se zutage gefördert werden konnten, wird 
die nun beantragte DNA-Analyse mit den 
Ermittlungen zu einem Anschlag auf das 
Bürogebäude des Arbeitgeberverbandes 
Gesamtmetall in Köln vom 17. November 
1993 begründet. Dabei wurden neun 
Schüsse auf das Gebäude abgegeben. Am 
Tatort im Kölner Volksgarten wurde ein Be- 
kennerschreiben gefunden, und in dessen 
Nähe wiederum zwei Zigarettenreste. Die- 
se, so die BAW in ihrem Antrag, stammten 
nicht von den beiden Angeklagten im AIZ- 
Verfahren. Man wolle nun prüfen, ob sie 
von der beschuldigten Aachenerin stam- 
men. 

In einer Stellungnahme zum Antrag der 
BAW beanstandet der Anwalt der Aache- 
nerin, dass der Antrag nur der Beschuldig- 
ten, nicht aber ihm als Verteidiger zur Stel- 
lungnahme zugesandt wurde. Zudem for- 
dert der Verteidiger Einsicht zumindest in 
jene Aktenteile, auf die der Generalbun- 
desanwalt sich in seinem Antrag auf Erhe- 
bung der DNA-Analyse stützt. In diesem 
Zusammenhang weist der Anwalt darauf 
hin, dass ihm eine Einsicht in die Ermitt- 
lungsakten bereits vor ca. zwei Jahren ver- 
weigert worden war. Seine Forderung nach 
Akteneinsicht begründet der Verteidiger 
mit Entscheidungen des Europäischen Ge- 
richtshofes, die besagen, dass ein faires Ver- 
fahren nicht möglich ist, wenn dem Rechts- 
beistand eines Beschuldigten Zugang zu 
denjenigen Dokumenten verweigert wird, 
die wesentlich sind, um die Rechtsmäßig- 
keit einer getroffenen Maßnahme überprü- 
fen zu können. 

Darüber hinaus weist der Verteidiger in 
seiner Stellungnahme daraufhin, dass nach 
dem Wortlaut des BAW-Antrages auf die 
Entnahme von Körperzellen davon auszu- 
gehen ist, dass ein Abgleich zwischen dem 
an den Zigarettenresten befindlichen Zell- 


material und jenem der beiden Angeklag- 
ten im AIZ-Verfahren vorgenommen wur- 
de. Voraussetzung für diesen Abgleich sei 
mit hoher Wahrscheinlichkeit die Erkennt- 
nis gewesen, dass das an den Zigarettenre- 
sten gefundene Material von einem männ- 
lichen Spurengeber stamme. Bei einer 
DNA-Analyse sei es anerkanntermaßen ein 
Leichtes, festzustellen, ob der Spurengeber 
männlichen oder weiblichen Geschlechts 
ist. Stamme also das Material an den Ziga- 
rettenresten - wovon auszugehen sei - von 
männlichen Personen, sei der Antrag der 
BAW unzulässig. Es handele sich um eine 
willkürliche Maßnahme, die aus Sicht der 
Beschuldigten den Verdacht begründe, ih- 
re genetischen Daten sollten ohne gesetz- 
liche Grundlage gespeichert werden. 

In seiner Reaktion auf die Stellungnah- 
me des Verteidigers gab der Ermittlungs- 
richter des Bundesgerichtshof jetzt be- 
kannt, der Antrag auf Gewährung von Ak- 
teneinsicht sei an die Generalbundesan- 
waltschaft zur Entscheidung weitergereicht 
worden. Vor dieser Entscheidung werde er 
den Antrag auf die Entnahme von Körper- 
zellen nicht behandeln. (PE) 


Achtung! Gerd Conradt outet 
sich als Rechter 


In der Ausgabe 244 des Angehörigen Infos 
veröffentlichten wir auf Seite 2 die Kritik 
von Irmgard Möller an Gerd Conradts Buch 
„Starbuck. Holger Meins". In dieser Sache 
ist etwas Wichtiges nachzutragen. In einem 
Briefwechsel auf seine Haltung zu dem 
üblen Antisemiten, Neonazi und NPD- 
Funktionär Horst Mahler angesprochen, 
antwortete Conradt in einer Weise, die ihn 
selbst als Rechten outete: 

„Zu meiner Haltung in Sachen Horst M.: 

Ich schätze Menschen, die ihre Meinung 
offen aussprechen und danach handeln. 
Noch ist mir einer lieber wie H.M. als die 
vielen sog. Linken, die massenhaft im Kul- 
tur/Fernseh/Unibetrieb - angepasst in die 
eigene Tasche wirtschaften und Innovatives 
verhindern und sowieso ihr Fähnchen in den 
Wind hängen ... 

Die Kombination Links/Mitte/Rechts ist 
mir schon lange zu eng - zu wenig - zu flach! 
Es gibt auch noch oben und unten - innen 
und außen ... 

Kein Denkverbot werde ich akzeptieren.“ 


19. Juni 2001 - internationaler Tag der revolutionären Gefangenen 


Gefangenenkämpfe und staatliche Repressi- 
ons- und Counterpolitik sind für die radikale 
Linke in aller Welt zu jeder Zeit ein Thema. 
Periodisch sehen wir uns einem Apparat ge- 
genüber, der ein vielfältiges Arsenal von Un- 
terdrückungs- und Vernichtungsmethoden 
gegen uns auffährt, um den Gedanken und die 
Tat der Revolte gegen die herrschende Ord- 
nung zu liquidieren. Unsere Gefangenen sind 
Ausdruck und auch Resultat dieser unaus- 
löschbaren Revolte gegen den Imperialismus. 
Vielmehr sind sie aber kämpfende ZeugInnen 
des organisierten Angriffs und der Perspekti- 
ve für eine unterdrückungsfreie und ausbeu- 
tungslose Gesellschaftsform. 

Die revolutionären Gefangenen stellen für 
uns draußen immer einen entscheidenden Ori- 
entierungspunkt und Mobilisierungsfaktor 
dar. 


Der 19. Juni 1986 


Neben dem 18. März als 
Aktionstag für die politi- 
schen Gefangenen, der 
Stammheimer Todesnacht 
am 18. Oktober und dem 
UNO-Menschenrechtstag 
am 10. Dezember eines je- 
den Jahres ist der 19. Juni 
einer der Tage, an dem die 
Situation der revolu- 
tionären Gefangenen in 
den Knästen imperialisti- 
scher und reaktionärer Re- % 
gime und die staatliche Re- | % 
pressionspolitik gegen die 
progressive Fundamenta- 
lopposition in konzentrier- 
ter Form thematisiert wer- 
den. Der 19. Juni bildet ei- 
nen weiteren Kulminations- 

punkt der aktiven Solidarisierung mit den re- 
volutionären Gefangenen weltweit, dieser Tag 
ist für uns Anlass, um ihn in der BRD zu be- 
gehen und bekannter zu machen. 

Am 19. Juni 1986 organisierte das sozial- 
demokratische APRA-Regime in Peru an den 
einsitzenden Gefangenen der PCP-Sendero 
Luminoso in drei Gefängnissen ein Massaker. 
Ergebnis: mehr als 300 tote revolutionäre Ge- 
fangene. Dem staatlichen Angriff ging eine 
Gefangenenrevolte voraus, die sich gegen die 
Nicht-Einhaltung der vom Staat unterzeich- 
neten Abmachung richtete, nach der er zyni- 
scherweise für den Schutz des Lebens der Ge- 
fangenen verantwortlich ist. Zeitgleich zu die- 
sem Massaker tagte unter dem Vorsitz von 
Willy Brandt die „Sozialistische“ Internatio- 
nale in Lima. Die Angehörigenorganisation 
„Association des Parents et Amis des Prison- 
niers Communistes“ aus Belgien, die die Ge- 
fangenen der Kämpfenden Kommunistischen 
Zellen (CCC) betreut, griff diesen Tag erstmals 
1997 mit einer Konferenz in Brüssel auf. In 
den Folgejahren gab es unter internationaler 
Beteiligung weitere Treffen, die einen gegen- 
seitigen Austausch und eine Koordination von 


Aktivitäten hinsichtlich einer effektiveren So- 
lidaritätsarbeit für die revolutionären Gefan- 
genen weltweit förderten. 


Die „Plattform 19. Juni” der revolu- 
tionären Gefangenen 


Das Gefangenenkollektiv der CCC hat 1999 ei- 
ne Plattform formuliert, auf deren Grundlage 
die Gefangenenkämpfe in aller Welt unter- 
stützt werden sollen. Die von den CCC-Ge- 
fangenen erarbeitete Plattform ist an alle re- 
volutionären, kommunistischen, anarchisti- 
schen, antifaschistischen oder antiimperiali- 
stischen Gefangenen gerichtet. Es geht ihnen 
mit dieser Initiative darum, aus den Trakten 
heraus ein Signal der politischen Offensive zu 
geben, das für die Solidaritätsstrukturen 
außerhalb der Knastmauern einen Motivati- 


Demonstration am 19. Mai in Hamburg 


onsschub bedeutet, um tragfähige gemeinsa- 
me Bündnisprojekte anzuschieben. 

Die CCC-Gefangenen haben sowohl für die 
Unterstützungsarbeit draußen als auch für das 
koordinierte Agieren der politischen Gefange- 
nen konkrete Eckpunkte abgesteckt. Für die 
allgemeine Unterstützung der Gefangenen 
nennt das CCC-Kollektiv fünf vorrangige Zie- 
le: 1.) Schluss mit Folter und Isolation, 2.) Frei- 
lassung haftunfähiger Gefangener, 3.) Infor- 
mation über die Gefangenen und ihren Kampf, 
4.) materielle Unterstützung der Gefangenen, 
5.) internationale Solidarität in den Gefange- 
nenkämpfen (bspw. in Hungerstreiks). 

Für den Aufbau einer gemeinsamen Kampf- 
gemeinschaft der politischen Gefangenen un- 
terbreiten sie folgende fünf Grundsätze: 1.) 
Solidarität isteine Waffe! 2.) Man hateinRecht 
zur Revolte! 3.) Ohne Gerechtigkeit kein Frie- 
de! 4.) Weder Reue noch Kapitulation! 5.) Ein 
Angriff gegen eine/n von uns ist ein Angriff 
gegen alle! Die Plattform 19. Juni war die ein- 
zige organisierte Gefangenenstruktur außer- 
halb der Türkei, die sich mit Solidaritätshun- 
gerstreiks am Todesfastenwiderstand ihrer Ge- 
nossInnen in der Türkei beteiligte. 


Die Internationale Rote Hilfe (IRH) 


Verschiedene Solidaritäts- und Antirepressi- 
onsgruppen wie der revolutionäre Aufbau aus 
der Schweiz oder die Associazione Solidarieta 
Proletaria aus Italien versuchen eine Antwort 
auf den Anstoß der Gefangenen der „Platt- 
form 19. Juni“ und eine organisatorische Ent- 
sprechung innerhalb der vielschichtigen Soli- 
Szene zu finden. 

Im November 2000 haben diese und ande- 
re Gruppen den ersten Schritt zur Re-Konsti- 
tuierung der Internationalen Roten Hilfe (IRH) 
unternommen. Die historische IRH geht auf ei- 
nen Beschluss der Kommunistischen Interna- 
tionalen aus dem Jahre 1922 zurück. Die Auf- 
gaben und Ziele der IRH konzentrierten sich 
auf die materielle, juristische und moralische 
Unterstützung der 
Verfolgten des revo- 
lutionären Klassen- 
kampfes und der an- 
tikolonialen Befrei- 
ungskämpfe sowie 
den Angehörigen. 
Die IRH und ihre 
kämpferische Tradi- 
tion in der revolu- 
tionären Gefange- 
nenfrage stellt einen 
wichtigen Bezugs- 
punkt für die schritt- 
weise Bildung eines 
neuen internationa- 
- len Anlaufs des Auf- 
| baus einer starken 
= und interventions- 
fähigen Organisati- 
on dar, die in der 
Lage ist, auf ho- 
hem Niveau die 
weltweiten Gefangenenkämpfe aufzugreifen 
und auf allen erdenklichen Ebenen zu stützen. 

Wir als Gruppe sehen in diesem Projekt ei- 
nen möglichen Ansatz, um zu einer organisa- 
torischen Verknüpfung von einer internatio- 
nalistischen Antirepressions- und einer anti- 
imperialistischen Solidaritätsarbeit zu kom- 
men. 

Der aktuelle Todesfastenwiderstand in der 
Türkei zeigt in aller Deutlichkeit unsere engen 
Grenzen der aktiven und effektiven Solida- 
rität; es ist keiner Soli-Struktur gelungen, auf 
der Konfrontationshöhe der revolutionären 
Gefangenen zu agieren. Ein Ergebnis aus die- 
ser relativen Handiungsunfähigkeit ist, jetzt 
weitergehende strukturelle und organisatori- 
sche Überlegungen anzustellen, um mittelfri- 
stig ein relevanter Faktor in der Auseinander- 
setzung mit dem staatlichen Repressions- und 
Vernichtungsapparat zu werden. 

Solidarität mit dem Todesfastenwiderstand in 
der Türkei! 
Für den Aufbau einer Internationalen Roten 
Hilfe! 
Für den Kommunismus! 

gruppe mücadele, Anfang Juni 2001 
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Widerstand gegen die F-Typ-Gefängnisse / Internationale 
Solidarität gegen Kollaboration 


Über 220 Tage Todesfasten 


Heute, am 31. Mai, dauert das Todesfasten 
politischer Gefangener in der Türkei 224 
Tage an. Wir dokumentieren einen Bericht 
des IKM vom 24.5., dem 217. Tag des To- 
desfastens, der wir allerdings schon wieder 
haben aktualisieren müssen: Zwei weitere 
Menschen sind seither im Kampf gegen die 
Isolationshaft zu Tode gekommen. 


Das Todesfastenwiderstand ist heute 
am 217. Tag. 


Wir fassen die letzen Entwicklungen zu- 
sammen: 

e Am Sonntag wurde bei dem Marsch der 
TAYAD Familien ist Yasin Türker festgenom- 
men. Zu dem Marsch von Istanbul nach An- 
kara hatte der Menschenrechtsverein IHD 
aufgerufen, der sich später zurückzog. Yasin 
Türker wurde nach der Festnahme verhaftet 
und in das Gefängnis von Ulucanlar verlegt. 
e Gestern Abend sind aus Istanbul zwei Bus- 
senach Ankara losgefahren um mit dem Ju- 
stizminister, dem Staatspräsidenten und dem 
Staatsminister Gespräche aufzunehmen. Die- 
se weigerten sich jedoch mit den Angehöri- 
gen zu sprechen. In dem ersten Bus waren die 
Angehörigen der Gefangenen und in dem 
zweiten Bus Vertreter von mehr als 15 Ver- 
einen und Initiativen sowie Künstler und In- 
tellektuelle. Sie wurden in Istanbul von mehr 
als 1500 Menschen verabschiedet. 

e Vier Ärzte haben ein Verfahren bekommen, 
da sie die hungerstreikenden nicht zur Auf- 
gabe überredet haben. Ihnen droht sechs Mo- 
nate Haft. 

e Im Numune-Krankenhaus in Ankara sind 
die todesfastenden Gefangenen in ein Zim- 
mer zusammengelegt worden. 

è Bei der polizeilichen Razzia in dem Gece- 
kondu-Viertel (über Nacht gebaute Häuser- 
Elendsviertel) in Ümraniye in Istanbul sind 9 
Personen verhaftet worden. Die Razzia wur- 
de veranlasst nach der Stürmung einer Woh- 
nung, bei dem es zu einer Schießerei mit der 
Polizei kam, bei dem ein Polizist von der Gue- 
rilla getötet wurde. Die revolutionären Kämp- 
fer entkamen bei dieser bewaffneten Ausein- 
andersetzung ohne Verlust. 


Es folgt eine Erklärung von TAYAD- Soli- 
daritätsverein der Angehörigen von politi- 
schen Gefangenen 


Die Bilanz des Widerstandes 


46 Gefangene, 4 Angehörige bei TAYAD ge- 

fallen ... (inzwischen 5 - Red.) 

37 lebende Leichen ... Hunderte an der 

Schwelle des Todes... 

WAS STEHT IN DER BILANZ IHRES GEWISSENS? 
24. Mai 2001 

Das vor 217 Tagen begonnene Todesfasten in 
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den Gefängnissen dauert an 

Das Todesfasten der TAYAD-Fami- 
lien in Istanbul ist am 192. Tag 

Ugur Türkmen, der am 5. Januaraus 
dem Sincan F-Typ Gefängnis entlas- 
sen wurde, setzt das Todesfasten in ` 
seinem Haus in Mersin am 201. Tag 
fort (er ist am 29. Mai gestorben - 
Red.). 

Abdulbari Yusufoglu, ein Angehöri- 
ger bei TAYAD, ist am 18. Tag seines 
Todesfasten, den er am 7. Mai in Iz- ® 
mir begonnen hatte. 

Der Gesundheitszustand von Ugur | 
Türkmen, der sich in Mersin im To- 
desfasten befindet: Er kann nicht auf- ® 
stehen, durch Geräusche und Licht W 
fühlt er sich unwohl. Seine Augen zit- pa 
tern, er fühlt sich unwohl und hat 
Schwierigkeiten beim sprechen. 


Das Stautskrunkenhaus in 
Izmir Yesilyurt 


Veli Günes: Zur Zwangsernährung I 
wurde er in das Krankenhaus von Iz- 
mir Yesilyurt verlegt. Er hat Wider- 
stand gegen den medizinischen Eingriff ge- 
leistet. Die Aasgeier warten darauf, dass er 
sein Bewusstsein verliert. Von seiner Familie 
hat er verlangt, dass sie einen Antrag zur Ab- 
lehnung der Eingriffmassnahmen abgeben. 

Fikret Kara: Zur Zwangsernährung wurde 
er in das Krankenhaus von Izmir Yesilyurt 
verlegt. Er hat den medizinischen Eingriff ab- 
gelehnt. Seit 23 Tagen kann er kein ge- 
zuckertes Wasser mehr zu sich nehmen. Sein 
Zustand ist äusserst kritisch. 

Cengiz Karakus: Er wurde wieder in das 
Krankenhaus verlegt. Er hat sein Bewusstsein 
verloren. 

HIER IST DAS WERK VON DENJENIGEN DIE VON 
„HEILIGKEIT DES LEBENS“ PREDIGEN 


Kandira F-Typ Gefängnis 


Eyüp Demir: Zur Besuchskabine ist er mit der 
Hilfe eines Freundes gekommen. Er kann sich 
an nichts mehr erinnern, seinen Vater hat er 
mit Mühe erkannt. 


Edirne F-Typ Gefängnis 


Erdal Gökoglu: Zur Besuchskabine ist er in den 
Armen der Wärter gebracht worden. Seine 
Füsse sind angeschwollen und alleine kann 
er nicht laufen. Er weis nicht, dass er sich im 
Todesfasten befindet. Er kann sich nicht mehr 
an die Entwicklungen nach dem Massaker 
von `99 in Ulucanlar erinnern. Er notiert sich 
die täglichen Entwicklungen, um es nicht zu 
vergessen. 

MIT DER ZWANGSERNÄHRUNGSFOLTER, DER ISO- 
LATION UND EUREN LÜGEN HABT IHR ES NICHT 
GESCHAFFT DEN WIDERSTAND ZU BRECHEN 


DAS TODESFASTENWIDERSTAND DAUERT AN 

DIE 4. TODESFASTENGRUPPE IST SEIT DEM 11. MAI 
IM WIDERSTAND 

WARTET, DIE 5. GRUPPE MACHT SICH AUCH SCHON 
BEREIT ... 

WENN ES NÖTIG IST, WERDEN AUCH DIE 6., 7. UND 
DIE 8. GRUPPEN KOMMEN .... 

KEINE KRAFT WIRD ES SCHAFFEN, UNSEREN LE- 
GITIMEN UND GERECHTEN WIDERSTAND ZU BRE- 
CHEN... 

IHR WERDET ES SEHEN... 

TAYAD FAMILIEN 


„Die Gefängnisse in der Türkei 
sind ein Spiegel des Systems” 


Interview mit 
Akin Birdal 


Der Hungerstreik in den türkischen Gefäng- 
nissen hat inzwischen 22 Tote gefordert. Die 
politischen Gefangenen widersetzen sich der 
Verlegung aus ihren derzeitigen Großraum- 
zellen in Dreierzellen. Für den türkischen 
Menschenrechtler Akin Birdal, Vizepräsident 
der Internationalen Föderation für Men- 
schenrechte, enthüllt die Gefängniskrise den 
schlechten Zustand des Staates. Das folgen- 
de Interview führten Janik Le Cainec und Bru- 
no Ripoche. Beide sind Unterstützer der fran- 
zösischen Sektion der Internationalen Initia- 
tive „Freiheit für Öcalan - Frieden in Kurdi- 
stan!“ 


Frage: Sie haben selbst mehrere Aufenthalte 
im Gefängnis hinter sich, zuletzt in 2000. 
Wie war das? Warum lehnen die Gefangenen 
das Projekt der Regierung ab? 

Die Lebensbedingungen in den Schlafräumen 
sind nicht akzeptabel. Es gibt Probleme mit 
der Hygiene, der Pflege, der Ernährung ... 
Aber es ist nichts getan worden, um sie in ei- 
nen bewohnbaren Zustand zu bringen. Das 
Budget, das die Gefängnisse haben, ist un- 
zureichend. Andererseits sind die Isolations- 
zellen auch keine Lösung. Sie reduzieren die 
physischen und intellektuellen Möglichkei- 
ten der Gefangenen auf Null. Sie schneiden 
sie vom Leben und von den anderen ab. Es 
gibt keine Gemeinschaftsräume: nicht zum 
Fernsehen, zum Radio hören, zum Lesen oder 
für den Sport. Dieses System bestraft auch die 
Angehörigen. Ich habe das Gefängnis in Edir- 
ne besucht. Dort gibt es das neue System be- 
reits. Bei Besuchen müssen sich die Mütter 
ausziehen, um sich am Körper von nicht iden- 
tifizierten Personen durchsuchen zu lassen. 
Man weiß nicht, ob es sich dabei um Polizi- 
sten oder Zivilisten handelt. Sogar die An- 
wälte können sich nicht frei mit den Gefan- 
genen unterhalten. 


Nach 184 Tagen Hungerstreik, wie weit kann 
sich die Lage noch verschlechtern? 

Man muss der Anzahl der Todesfälle noch die 
32 Toten vom Dezember hinzufügen, als den 
Sicherheitskräften der Befehl zum Angriff auf 
die Gefängnisse gegeben wurde, um in einer 
Operation namens „Rückkehr zum Leben“ die 
Bewegung zu zerschlagen. 

Heute befinden sich 26 Personen am Ran- 
de des Todes. Wenn der Streik aufhörte, be- 
hielten 153 Menschen körperliche oder psy- 
chologische Folgen zurück. Für die Gefange- 
nen ist dieser Streik die ultimative Lösung. 
Für den Staat ist es eine Frage des Prestiges. 
Ecevit, der Premierminister, hat erklärt, er 
werde sich dem „Terrorismus“ nicht beugen. 


Gibt es keinen Ausweg? 

In seiner ganzen Art ist das alles künstlich 
forciert, um die Aufmerksamkeit abzulenken. 
Jedes Mal, wenn es eine Krise gibt, holt der 
Staat das Thema Gefängnisse hervor. Dies- 
mal aber wird das nicht funktionieren. Das 
System selbst ist so sehr beschädigt, dass es 
nichts mehr verbergen kann, weder die Wirt- 
schaftskrise noch die politische Krise. Aber 
der Staat ist nicht der einzige Verantwortli- 
che. Es gibt noch andere: die öffentliche tür- 
kische Meinung, die öffentliche europäische 
Meinung, wegen ihrer beider Gleichgültig- 
keit. 


Haben die Türken kein Empfinden für Men- 
Schenrechte? 
Man ist schon sensibel für Menschenrechte, 
aber das ist nicht organisiert. Der Staats- 
streich von 1980 hat die Gesellschaft terro- 
risiert, die öffentliche Meinung hat keine 
Struktur mehr. 

ne: 
Aus: Kurdistan-Rundbrief, Nr. 10, Jg. 14, 
16.5.2001 


PKK-Gefangene im 
unbefristeten Hungerstreik 


Die PKK-Gefangenen, die seit dem 16. April 
eine Hungerstreikkette aus Solidarität mit den 
Todesfastenden durchführen, haben entschie- 
den, die Aktion ab dem 3. Mai in einen unbe- 
fristeten Hungerstreik umzuwandeln. In einer 
schriftlichen Erklärung im Namen aller PKK- 
Gefangenen teilte Sabri Ok mit: „Wirsind, ver- 
ursacht durch die Haltung des Staates ge- 
genüber dem Todesfasten in den Gefängnis- 
sen, mit einer menschlichen Tragödie kon- 
frontiert. (...) Aus Anlaß des 1. Mai rufen wir 
alle auf, die sich Mensch nennen, ihre Stim- 
men gegen die Gefängnistragödie zu erheben.“ 
Weiter heißt es in der Erklärung: „Als PKK- 
Gefangene in den Gefängnissen der Türkei und 
Kurdistans haben wir bis heute gemäss unse- 
rer Verantwortung für die Entwicklung einer 
gesellschaftlichen Opposition den Gefängnis- 
widerstand mit solidarischen Aktionen unter- 
stützt. Wirsind jedoch an einen Punkt gelangt, 
an dem die Situation in den Gefängnissen ei- 
nen außerordentlich kritischen Punkt erreicht 
hat. Auf dieser Grundlage müssen wir zu ei- 
ner anderen Aktionsform übergehen. Aus die- 
sem Grund treten wir ab Donnerstag, dem 3. 
Mai in einen unbefristeten Hungerstreik. Wir 
teilen der Öffentlichkeit mit, dass wir als Ge- 
samtheit der PKK-Gefangenen im Fall der 
Nichterfüllung der Forderungen der todesfa- 
stenden Gefangenen unsere Aktionen inten- 
sivieren werden.“ (ÖP, 2.5.) 


Türkei: Kritische Presse wird 
bestraft 


Seit Beginn der Hungerstreiks in türkischen 
Gefängnissen im Dezember 2000 werden 
Journalisten systematisch an einer freien 
Berichterstattung gehindert. In Briefen an 
die türkische Regierung, den Europarat und 
die Europäische Union weist Reporter oh- 
ne Grenzen, Menschenrechtsorganisation 
zur Verteidigung der Pressefreiheit, die zu- 
nehmende Verschlechterung der Situation 
der Medienfreiheit in der Türkei nach. Sie 
fordert die Einhaltung der Verpflichtungen 
in Sachen Menschenrechte als Vorausset- 
zung für den Beitritt der Türkei zur EU so- 
wie die aktive Kontrolle des Europarates 
zum Schutz der Pressefreiheit. 


Verbot der Berichterstattung über die 
Hungerstreiks von Häftlingen 


Mit Hilfe des Anti-Terror-Gesetzes und Dut- 
zenden von Strafrechtsparagrafen wurden 
Medien, die über die Hungerstreiks und das 
gewaltsame Vorgehen der Sicherheitskräfte 
in den Gefängnissen berichteten, zensiert, be- 
schlagnahmt, suspendiert und angeklagt, 
zum Beispiel wegen „Anstachelung zum Hass 
und zu Feindseligkeit“. 

Fünf Journalistinnen und Journalisten sind 
derzeit nach unseren Informationen wegen 
ihrer Meinungen oder ihrer beruflichen Tätig- 
keit in Haft: Mustafa Benli, Kemal Evcimen, 


Asiye Zeybek Güzel, Hasan Özgün und Nu- 
reddin Sirin. Reporter ohne Grenzen fordert 
ihre Freilassung und faire Verhandlungen. 

Mustafa Benli, seit Februar 1998 inhaftiert, 
beendete auf Druck seiner Familie seinen 
Hungerstreik am 9. April. Der Chefredakteur 
der Wochenzeitung Hedef nahm 15 Kilo ab; 
erleidet an Gedächtnisverlust sowie Hör- und 
Sehschwächen. Wie etwa 120 weitere Ge- 
fangenen wurde er gestern ins Krankenhaus 
gebracht. 

Asiye Zeybek Güzel, seit Februar 1997 in- 
haftiert, wurde beim Sturm der Sicherheits- 
kräfte auf das Gefängnis Gebze verletzt. Die 
Journalistin wurde in der Haft vergewaltigt 
und gefoltert. 

Sanktionen für Internet 

Am 27.3. wurde Caskun Ak, Moderator ei- 

nes Forums auf Superonline (einem der 
Hauptprovider) wegen „Beleidigung und 
Spott“ zu 40 Monaten Gefängnis verurteilt. 
Ihm wird vorgeworfen, dass er einen Text 
NICHT zensiert habe, der von einem anderen 
online in das Forum gestellt wurde. Der Text 
war eine Zusammenstellung von Pressearti- 
keln und Berichten verschiedener Nichtre- 
gierungsorganisationen über Menschen- 
rechtsverletzungen im kurdischen Teil der 
Türkei. 
Reporter ohne Grenzen, 18. April 2001. Kon- 
takt: ROG, Skalitzer Straße 101, 10997 Ber- 
lin, Tel.: (030) 615 85 85, Far: (030) 614 
34 63, E-Mail: rog@snafu.de 


Schwere Haftstrafen für 
Friedensbemühungen 


Drei Mitglieder der achtköpfigen zweiten 
Friedensgruppe, die am 29. Oktober 1999 aus 
freiem Willen auf Aufruf des PKK- Vorsit- 
zenden Abdullah Öcalan zur Unterstützung 
des Friedens aus Europa in die Türkei ge- 
kommen waren, sind wegen „Mitgliedschaft 
in einer illegalen Organisation“ zu 18 Jahren 
und neun Monaten Haftstrafe verurteilt wor- 
den. Bei der gestrigen Hauptverhandlung vor 
dem DGM Istanbul erklärten Aysel Dogan, 
Dilek Kurt und Haci Celik auf die Frage, ob 
sie noch etwas sagen möchten: „Wir sind in 
die Türkei gekommen, um einen Beitrag zum 
Frieden zu leisten.“ Die anderen fünf Mit- 
glieder der Friedensgruppe waren letzte Wo- 
che zu insgesamt 58 Jahren und neun Mo- 
naten Haftstrafe verurteilt worden. 


Friedensmütter 
freigesprochen 


Fünf Friedensmütter und ihr Dolmetscher, die 
wegen „Unterstützung einer illegalen Orga- 
nisation“ angeklagt worden waren, sind ge- 
stern vom Staatssicherheitsgericht Diyarbak- 
ir freigesprochen worden. An der gestrigen 
Hauptverhandlung nahmen die Mitglieder 
der „Friedensmütterinitiative“ Fahriye Bik- 
kin (65), Rahime Ince (65), Azize Yildiz (39), 
Müyesser Günes (48) und Sekernaz Cakal (65) 
sowie ihr Dolmetscher Murat Batgi teil. (...) 
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RA Firat Anli bewertete den Freispruch als 
äusserst positiv. Er diene dem Frieden und 
den Friedensanhängern. Weiter sagte Anli: 
„Die einzige Absicht meiner Mandantinnen 
lag darin, im mittleren Osten, in der Region, 
Frieden zu stiften. Das Gerichtsurteil weist 
gleichzeitig daraufhin, dass die Repression 
gegen derartige Initiativen falsch ist.“ 

Die Friedensmütter waren im September 
2000 zur Beendigung der Kämpfe in Süd- 
kurdistan in das Gebiet gefahren und mit Bar- 
zani und Talabani zusammengetroffen. Bei 
der Rückkehr in die Türkei waren sie von der 
Jandarma in Silopi festgenommen und ver- 
haftet worden. (...) In der Anklageschrift der 
Staatsanwaltschaft hatte es zunächst ge- 
heißen, die Mitglieder der Initiative seien 
nicht mit friedlichen Absichten, sondern zur 
Unterstützung der PKK nach Südkurdistan 
gereist. (...) Gefordert waren fünf Jahre 
Haftstrafe für die Friedensmission. (...) 


OLG Celle verurteilt kurdi- 


schen Politiker zu vier Jahren 


Vor dem Oberlandesgericht (OLG) Celle en- 
dete am 23.5. der Prozess gegen den kur- 
dischen Politiker Halat K. Er wurde wegen 
verantwortlicher Tätigkeit für die Arbeiter- 
partei Kurdistans (PKK) nach 88 129 und 
129a Strafgesetzbuch zu 4 Jahren Haft ver- 
urteilt. 

Am 23. März 2000 wurde Halat K. im 
„Kulturzentrum Kurdistans e.V.“ in Mann- 
heim durch ein Großaufgebot der Polizei 
gemeinsam mit 34 anderen Personen fest- 
genommen. Ihm wurde von der General- 
bundesanwaltschaft vorgeworfen, als 
„hochrangiger PKK-Funktionär“ Mitglied 
in einer „terroristischen bzw. kriminellen 
Vereinigung“ (SS 129a, 129 StGB) gewesen 
zu sein. 

Auch dieser Prozess konnte nur vor dem 
Hintergrund des PKK-Verbots stattfinden 
und macht zudem deutlich, dass von Sei- 
ten des Staates an einer Entspannung im 
Verhältnis zur kurdischen Bewegung kein 
sonderliches Interesse besteht. Die Tatsa- 
che, dass die PKK den bewaffneten Kampf 
beendet und im Zuge dessen ihre gesamte 
Struktur der friedenspolitischen Zielrich- 
tung angepasst hat, fand auch in diesem 
Prozess keine Beachtung. 

Bundesinnenminister,  Bundesanwalt- 
schaft und Bundeskriminalamt setzen of- 
fensichtlich weiter auf eine Politik der Här- 
te. Diese Haltung zeigt, daß legitime Anlie- 
gen der Kurdlinnen außen-, sicherheits- 
und wirtschaftspolitischen Interessen un- 
tergeordnet werden. AZADI fordert die 
Bundesregierung auf, ihre Gleichgültigkeit 
der kurdischen Bewegung gegenüber zu be- 
enden und deren Bemühungen um eine 
friedenspolitische Entwicklung anzuerken- 
nen. Die Aufhebung des PKK-Verbots wä- 
re ein wichtiger Schritt. 

(Azadi, 23.5.2001, gekürzt) 
Meldungszusammenstellung aus: Kurdi- 
stan-Rundbrief und ISKU-Nachrichten 
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Warum demonstrier- 
ten Sie am 1. Mai 
in Istanbul? 


Internationalisten aus Berlin, Hamburg und 
Wolfsburg drückten am 1.Mai in Istanbul 
ihre Solidarität mit den dortigen Gefange- 
nenkämpfen aus. Alexander Wolf (A.W.) 
gehörte zu der Gruppe. 


Was war der Grund, am 1.Mai in Istanbul zu 
demonstrieren? 

Wir wollten uns mit den demokratischen 
und revolutionären Gefangenen, die in der 
Türkei im Todesfasten sind, solidarisieren. 
Gleichzeitig wollten wir damit auf die Rolle 
Deutschlands, dass zu den Hauptausbeutern 
der Türkei gehört, aufmerksam machen. 


Wie hat sich Eure Solidarität praktisch aus- 
gedrückt? 

Wir trugen ein Transparent mit den Paro- 
len: „Es lebe der 1.Mai. Es lebe der Todesfa- 
stenwiderstand. InternationalistInnen aus 
Deutschland“. Damit haben wir im Block der 
Angehörigenorganisation Tayad an der Mai- 
Demonstration teilgenommen. Außerdem 
hatten wir dadurch viele Kontakte mit der 
Presse sowie demokratischen Organisationen 
und Einzelpersonen. 


Was war der inhaltliche Schwerpunkt der 
Mai-Demonstration in Istanbul? 

Es hatten sich ca. 50000 Menschen an der 
Demonstration beteiligt, die sternförmig zu 
einem zentralen Platz Istanbuler Platz ging. 
Das ist wegen der verschärften Repression in 
der Türkei schon ein Erfolg. Allerdings hät- 
ten es nach Angaben von Gewerkschaftlern 
doppelt so viele sein können, wenn die Ar- 
beiterorganisationen stärker mobilisiert hät- 
ten. An der Demonstration beteiligten sich 
verschiedene demokratische und revolu- 
tionäre Organisationen wie Hadep, ÖDP, 
EMEP HÖP und auch die Angehörigenorga- 
nisation Tayad. Auf allen Transparenten 
stand eindeutig der Kampf, der gegen die ar- 
beitende Bevölkerung gerichtete Politik des 
türkischen Staates und des Internationalen 


Währungsfonds (IWF) im Mittelpunkt. Bei 
den revolutionären Organisationen nahm die 
Solidarität mit den Gefangenenkämpfen und 
dem Todesfastenwiderstand im Mittelpunkt. 
Während der Demonstration wurden auch die 
Parolen der verbotenen revolutionären Or- 
ganisationen DHKP-C (Revolutionäre Volks- 
befreiungsfront/Partei), TKP(ML), Türkische 
Kommunistische Partei (Marxisten/Lenini- 
sten), die das Todesfasten begonnen haben, 
gerufen. 


Gab es staatliche Repression gegen die De- 
monstration? 

Es gab im Vorfeld des 1.Mai in verschiede- 
nen Stadtteilen Istanbuls Razzien und Fest- 
nahmen im ganzen Land. Vor einigen Tagen 
wurden auch Angehörige der maoistischen 
Organisation Tikko festgenommen. Nach of- 
fiziellen Angaben sollen in deren Wohnung 
Maschinengewehre und Panzerfäuste gefun- 
den worden sein. Sie sollen geplant haben 
während der Mai-Demonstration einen Poli- 
zeihubschrauber abzuschießen. Es gibt in je- 
den Jahr vor dem 1.Mai solche Vorwürfe und 
Polizeiaktionen. Sie dienen eindeutig der Ein- 
schüchterung. 

Der Demonstrationszug wurde flächen- 
deckend mit Kameras observiert. Außerdem 
gab es Leibesvisitationen aller Demonstrati- 
onsteilnehmer. Trotz des massiven Aufgebots 
von Polizei, Spezialeinheiten, Zivilpolizisten 
und Militär gab es auf der Demonstration kei- 
ne Auseinandersetzungen. Nach den Anga- 
ben der Teilnehmer hielt sich der türkische 
Staat zurück, um sich in den Augen der Mas- 
sen nicht weiter zu entlarven und noch mehr 
Opposition zu schaffen. 


Wollen Sie auch in Zukunft ihre Solidarität 
mit den Linken in der Türkei ausdrücken? 

Sicherlich. Das kann man sowohl in 
Deutschland wie in der Türkei machen. Ich 
denke, dass die demokratischen und revolu- 
tionären Kräfte in Deutschland in einer Front 
mit den Revolutionären in der Türkei stehen. 
Dabei haben wir hier eine besondere Verant- 
wortung, weil der deutsche Imperialismus hi- 
storisch wie aktuell der Hauptausbeuter der 
Bevölkerung in der Türkei ist. Die Rolle 
Deutschlands bei der Einführung der F-Typ- 
Zellen ist dabei nur ein aktuelles Beispiel. 
Interview: Peter Nowak 


Bewährungsstrafen und 
Isolationshaft wegen eines Be- 
suches bei der Stuttgarter SPD 


Am 20. April 2001 besuchten 22 türkische Men- 
schenrechtsaktivisten in Stuttgart die Ge- 
schäftsstelle der Landes-SPD, um in diesem Öf- 
fentlichen Raum auf die dramatische Situation 
der politischen Gefangenen in der Türkei hin- 
zuweisen und sie aufzufordern, sich dafür ein- 
zusetzen, dass nicht noch mehr Hungerstrei- 
kende sterben. {...) (Wir berichteten, s. AI 245) 

Durch die Schnellverfahren, die am 27.April 
begannen, waren ihre Möglichkeiten der Ver- 
teidigung massiv eingeschränkt. Darüber hin- 
aus wurden die Wohnungen der Verhafteten in 
deren Abwesenheit durchsucht. Angehörigen- 
besuche werden auf längere Zeit von der Ge- 
fängnisleitung unterbunden. 

Der Stuttgarter Rechtsanwalt Roland Kugler, 
der fünf der angeklagten AktivistInnen vor Ge- 
richt vertrat, bezeichnete das Vorgehen von Po- 
lizei als ungewöhnlich überzogen und skan- 
dalös. Auf juristischem Gebiet bezeichnete er 
das Vorgehen in mehrfacher Hinsicht als ein- 
malig: Unüblich sei es zum einen, dass eine An- 
zeige wegen Hausfriedensbruch zur Verhän- 
gung von Untersuchungshaft führt (trotz nach- 
weislichem Fehlens einer Fluchtgefahr)), und 
zum anderen, dass dabei kein Unterschied ge- 
macht wird, ob sich die betreffenden Personen 
innerhalb oder außerhalb des betreffenden Ge- 
bäudes befunden haben. 

Die Staatsanwaltschaft hatte innen mit acht 
Monate Haft wegen Nötigung und Hausfrie- 
aensbruch gedroht. Die Prozesse fanden in dem 
berüchtigten Stammheimer Prozessbunker mit 
einem martialischen Polizeiaufgebot statt. 

Die Angeklagten wurden allesamt in Hand- 
schellen vorgeführt, selbst in den Pausen vor 
den jeweiligen Urteilsverkündigungen, als be- 
reits klar war, dass sie höchstens Bewährungs- 
strafen bekommen würden, führte man sie in 
Handschellen ab. Das entsprach auch ganz der 
Behandlung, die die Gefangenen in der Unter- 
suchungshaft erfahren haben. 

Sie berichteten, dass sie nach der Verhaftung 
nicht telefonieren durften, dass aus der Zelle, 
in der sie die erste Nacht verbringen mussten, 
die Matratzen entfernt wurden und sie auf dem 
Boden schlafen mussten. Außerdem hatten sie 
gesonderte Haftbedingungen, jeglicher Kon- 
takt untereinander wurde ihnen untersagt, die 
ersten 5 Tage hatten sie gar keinen Hofgang. 
Einer erzählte, dass er in den 12 Tagen der U- 
Haft einmal eine und einmal eine halbe Stun- 
de raus durfte. Eine 18-Jährige, die letztlich oh- 
ne Anklage wieder frei gelassen wurde, musste 
vor ihrer Freilassung auch 5 Tage in Untersu- 
chungshaft sitzen. 

für die meisten Angeklagten endeten die Pro- 
zesse mit Bewährungsstrafen zwischen vier 
und fünf Monaten, so dass sie daraufhin end- 
lich freigelassen werden mussten. Neben dem 
weitgehenden, inzwischen üblichen Schweigen 
in der Presse ließ auch die Beachtung inner- 
halb der deutschen Linken zu wünschen übrig. 
Gerade mal zwei deutsche UnterstützerInnen 
fanden (jedenfalls an einem der Prozesstage) 


den Weg in den Prozessbunker, obwohl das 
Nürnberger Bündnis für internationale Solida- 
rität zur Unterstützung der Angeklagten und 
einer Protestfax-Kampagne aufgerufen hatte. 
Die Forderung „Kein Stammheim am Bos- 
porus“, die aller Orten immer wieder berechtigt 
erhoben wird, gegen die Einführung von Iso- 
lationshaft in der Türkei, können die türkischen 
Genossinnen jedenfalls nun u.a. aus eigener 
hautnaher Erfahrung begründen. Der Zusam- 
menhang und damit die weitere Notwendigkeit 
des massiven Protestes gegen den Export die- 
ses Foitermodelis ist damit nur ein weiteres Mal 
deutlich geworden. Ic 


Libertad-Besuch bei der SPD 


Am Donnerstag, den 17.Mai, stattete ein knap- 
pes Dutzend AktivistInnen von Libertad der 
SPD-Unterbezirksstelle einen Besuch ab. Ihr 
Ziel war ein Gespräch mit der Bundesministe- 
rin für Entwicklung und wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, Heidi Wieczorek-Zeul, um sie 
zu einer Stellungnahme zu dem nun mehr seit 
über 210 Tagen andauernden Todesfasten der 
politischen Gefangenen in der Türkei zu ver- 
anlassen. Bei der Aktion wurden Transparente 
aus dem Fenster gehängt. Vor dem Gebäude 


Wissen Sie eigentlich, was 


in der Türkei passiert? 


Wir besuchen heute am 17.5.2001 das Büro des Un- 
terbezirks der SPD, mit dem angegliederten Bürger- 
büro der Bundesministerin für Entwicklung und wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit Heidemarie Wieczorek- 
Zeul, um gegen die vernichtende Einführung der Iso- 
lationshaft in der Türkei zu protestieren. Die Bun- 
desministerin unterstützt mit viel Geld Regierungs- 
projekte in der Türkei. 
Sie fragen, was Sie damit zu tun haben? Sie fragen, 
warum die bundesdeutsche Regierung Verantwor- 
tung für die Geschehnisse in der Türkei trägt? 
Wir zitieren: 
Zur aktuellen Situation in der Türkei erklären der 
Stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestags- 
fraktion Gernot Erler und der Sprecher für Men- 
schenrechte und humanitäre Hilfe Rudolf Bindig: 
»... Die Art, wie die türkische Regierung Moderni- 
sierungen im Strafvollzug erzwingen will, ist für die 
Betroffenen alles andere als vertrauenerweckend, 
Auch wenn die Einführung von Gefängnissen mit 
kleineren Zellen zu den europäischen Forderungen 
gehört, ist es vor dem Hintergrund der leider immer 
| noch verbreiteten türkischen Folterpraris verständ- 
lich, dass das Misstrauen der Gefangenen sehr groß 
ist. Was dabei gewährleistet sein muss, sind die eu- 
ropäischen Standards im Strafvollzug, die Möglich- 
| keit sozialer Kontakte und insbesondere, dass es in 
| den neuen Gefängnissen nicht zu inhumaner Isolati- 
| on, erniedrigender Behandlung oder gar Folter kommt 
| Was ist „inhumane Isolation"? 
Die Einführung der „langsamen Todesstrafe auf Ra- 
ten“ ... hielt hierzulande schon früh Einzug. Ab den 
70er-Jahren wurde in der Bundesrepublik Deuisch- 
land die „Weiße Folter“ gezielt praktiziert. Zuerst 
| wurde sie gegen die politischen Gefangenen aus der 
Guerilla RAF und 2.Juni wissenschaftlich untermau- 
ert eingesetzt. Später dehnte sich dieses Konzept aus 
auf Gefangene, die gegen die Repression im Knast 
Widerstand leisteten. Zuerst waren die Gefangenen 
mit den sogenannten „Toten Trakten“ konfrontiert, 
später dann mit den speziellen Hochsicherheitstrak- 
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wurde das dokumentierte Flugblatt verteilt. 
Nachdem der direkte Referent der Ministerin 
ein Gespräch mit der Ministerin in der näch- 
sten Zeit zusicherte (sie war während der Ak- 
tion leider nicht anwesend), wurde die Bege- 
hung ohne Zwischenfälle beendet. Das zugesi- 
cherte Gespräch hat natürlich bis heute weder 
stattgefunden, noch ist eine diesbezügliche 
Einladung dazu bisher bei Libertad eingegan- 
gen (aber das war wohl auch nicht anders zu 
erwarten). Ic 


Solidarität aus Irland (Nord) 


Mein Name ist Micky Devine und mein Vater 
war ein Märtyrer im irischen Hungerstreik von 
1981 im H-Block von Long Kesh. Ich habe ge- 
rade einige eurer Genossen hier in Derry ge- 
troffen, und ich habe die anschließenden Ver- 
anstaltungen in Armagh und Belfast besucht. 
Die Informationen, die ich über euren Kampf 
erhalten habe, bewegen mein Herz und spornen 
meinen Verstand an. Euer Kamp ist wahrhaf- 
tig und gerecht, und ich hoffe, der Sieg kommt 
baid. Dies ist nur eine kurze Nachricht, aber ich 
bleibe in Verbindung, um in irgendeiner Wei- 
se zu helfen. 

Grüße im Kampf, Micky 


jeglicher Entzug von sinnlichen Reizen, die Zelle ist 
weiß, das Neonlicht brennt Tag und Nacht, ununter- 
brochene Überwachung, Kommunikationsverbot mit 
anderen Gefangenen, lückenlose Posizensur, Trenn- 
scheibe bei Besuchen. 

Stammheim: Ist das die humane Isolation? 

Das „Modell Stammheim“, das bundesdeutsche 
Hochsicherheitsgefängnis bei Stuttgart, wurde in 
späteren Jahren zum Exportartikel. 

1987 wurde die Isoiationsfolter in Spanien einge- 
führt. Die politischen Gefangenen kämpften erbittert | 
dagegen. Aber, Spanien trat in die EU ein und eine | 
Bedingung waren die Veränderungen in den Ge- | 
fängnissen - den europäischen Standard einzuführen. 
1988 gab es Einführungen in die Praxis der unbluti- 
gen Art, die Identität von politischen Gefangenen zu 
vernichten für eine peruanische Regierungsdelegati- 
on in Köln-Ossendorf. (...) 

1990 begehrte die Türkei den Exportartikel „Modell 
Stammheim“. In den nachfolgenden Jahren starben 
Dutzende Gefangene im Kampf gegen die Einführung 
der Isolationshaft in der Türkei. Der vorläufige Höhe- 
punkt in dieser Eskalation war die Militäroperation 
in den türkischen Gefängnissen am 19. Dezember 
2000. 30 politische Gefangene wurden ermordet. Vie- 
le wurden verleizt, die z.T. bis heute nicht medizi- 
nisch versorgt werden, weil sie sich nach wie vor im 
Todesfasten befinden. Die türkische Regierung ver- 
langt jedoch zuerst die Kapitulation. 

In den Monaten nach dem Massaker starben weitere 
2! politische Gefangene und ihre Angehörigen im Tc- 
desfasten. Deshalb sind wir hier - niemana kann sich 
einfach als Zuschauer davonstehlen. 

(...) Eine politische Lösung in diesem Konflikt kann 
nur bedeuten, dass es keinen europäischen Standard 
in den türkischen Gefängnissen geben kann, weil die- | 
se „inhumane Isolation“ die Identität der politischen ! 
Gefangenen vernichten soll. | 
Kein Stammheim am Bosporus! 

Sofortige und bedingungsiose Freiheit für alle haf- 
tunfähigen und verletzten Gefangenen vom 
19.12.2000! 
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eMail: kampagne@libertad.de Url: http: //www.liber- 
tad.de * Konto: 10215811 - Ökobank FFM (BLZ 
50090100) 


ten. Isolationsfolter in der Bundesrepublik bedeutet: 
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Spanien 


Staatsterroristen sind 
gleicher 


Die spanischen Staatsterroristen müssen wie- 
der ins Gefängnis, hat der Oberste Gerichtshof 
Mitte Mai entschieden. Nachdem die Wider- 
sprüche der Beschuldigten im Fall Segundo 
Marey abgewiesen wurden, müssen die ehe- 
maligen Mitglieder der spanischen Regierung 
ihre Reststrafe abschlafen. Bis zum Redakti- 
onsschluss befanden sie sich jedoch sogar 
nachts auf freiem Fuß. 

Von Freiheitsentzug kann nämlich nicht ge- 
sprochen werden. Spaniens prominenteste 
„Gefangene“, der Ex-Innenminister Jose Bar- 
rionuevo und Ex-Staatssekretär Rafael Vera, 
müssen nicht mal zum Schlafen in den Knast, 
sondern lediglich zweimal in der Woche zum 
Unterschreiben hin. Diese „harten“ Haftbedin- 
gungen gelten auch nur so lange, bis die bei- 
den Regierungsmitglieder der sozialistischen 
Regierung, sowie weitere sieben Politiker, Po- 
lizisten und Paramilitärs vollständig von der 
konservativen spanischen Regierung begna- 
digt werden. 

Eine Teilbegnadigung hatten Barrionuevo, 
Vera und Co. von der aktuellen Regierung der 
Volkspartei (PP) schon nach wenigen Monaten 
Haft erhalten. Ein merkwürdiger Vorgang, denn 
sie wurden wegen Entführung verurteilt. An- 
fang der 80er-Jahre hatten die „Antiterroristi- 
schen Gruppen“ (GAL) den baskischen Unter- 
nehmern Segundo Marey entführt. Sie ver- 
wechselten ihn mit einem Mitglied der baski- 
schen Separatistenorganisation ETA. Obwohl 
die GAL den Irrtum frühzeitig bemerkt hatte, 
wurde Marey erst nach zehn Tagen frei gelas- 
sen. Unterdessen wurde überlegt, ihn trotz al- 
lem dem zugedachten Schicksal zuzuführen. 
Für fast 30 Morde sind die GAL verantwortlich, 
die in den 80er-Jahren unter Führung und Be- 
zahlung der früheren sozialistischen Regierung 
handelten. 

Bis heute haben die Sozialisten die Verant- 
wortung für den Staatsterror nicht übernom- 
men. Folgerichtig protestieren sie gegen die In- 
haftierung von Barrionuevo, Vera und Co. 
Parteiführer bedauerten die Entscheidung des 
Gerichts. „Ungerecht“, nannte Barrionuevo 
selbst die Entscheidung. „Man hat das Gefühl 
der Verteidigungslosigkeit und der Demüti- 
gung“ Doch werde er die Strafe annehmen, 
schließlich habe er die Institutionen und die Le- 
galität in Spanien verteidigt. Zu befürchten hat 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Geselischaft für Nachrichtenerfassung und 
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er ohnehin nichts, die aktuelle Regierung hat 
versichert, den Staatsterroristen „die beste Be- 
handlung zukommen zu lassen“, sagte der 
Sprecher der Volkspartei (PP) im Kongress, Luis 
de Grandes. Deshalb verzichten die Sozialisten 
auf Belagerungen der Gefängnisse, wie sie von 
der Partei 1998 bei der ersten Inhaftierung or- 
ganisiert wurden. Ein weiteres Beispiel dafür, 
dass Staatsterroristen vor dem spanischen 
Recht gleicher sind. 

Weder Barrionuevo, Vera noch der später für 
die GAL-Morde an den baskischen Jugendli- 
chen Joxean Lasa und Joxe Zabala verurteilte 
Ex-Guardia-Civil-Chef Enrique Rodriguez Ga- 
lindo wurden wegen Mitgliedschaft in einer 
„bewaffneten Bande“ verurteilt. Deshalb fielen 
die Strafen vergleichsweise milde aus. Beson- 
ders ist auch, dass sie bis zum Urteil auf frei- 
em Fuß waren und schon nach drei Monaten 
Haft teilweise begnadigt wurden. Dies vermin- 
derte ihre die Strafe um ein Drittel. Während 
den politischen Gefangenen stets die Freilas- 
sung nach drei Vierteln verweigert wird, rech- 
net man dies den Staatsterroristen natürlich an. 
Drei Jahre bleiben so von zehn Jahren übrig. 

Abnormal war auch, dass durch Wider- 
sprüche gegen die Urteile die Strafe ausgesetzt 
wurde. Barrionuevo, Vera und Co werden nach 
Haftantritt Freigang erhalten, obwohl erst im 
Februar der 52-jährige französische GAL-Söld- 
ner Jean Philippe Labade ausgesagt hat, dass 
beide auch an der Ermor- 
dung des baskischen Flücht- 
lings Tomás Perez Revilla 
beteiligt gewesen seien. Wie 
die Mehrzahl der GAL-Mor- 
de ist auch der Fall Revilla 
bisher nicht geklärt. 

Derselbsternannte Rächer 
der Menschenrechte, Pino- 
chet-Ankläger Baltasar Gar- 
zón, hat in diesem Fall noch 
keine Schritte eingeleitet, 
obwohl die Aussagen Laba- 
des ihm gegenüber gemacht 
wurden. Doch an den Staats- 
terroristen zeigt Garzón kein .. .: 
gesteigertes Interesse. Der . 
kümmert sich lieber um le- =~ 
gale baskische Organisatio- 
nen, die er reihenweise kri- 
minalisiert. 

Hier zeigt sich der Unter- 
schied zu den Staatsterrori- 
sten. Die erhalten trotz : 
schwerster Verbrechen Vor- : 
züge, während Basken un- . 
schuldig im Gefängnis lan- :. 
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den. Seit Januar zum Beispiel der Chef der bas- 
kischen Zeitschrift Ardi Beltza. Der schwer 
herzkranke Pepe Rei wird zum vierten Mal von 
Garzón angeklagt. Bisher konnte er dessen Un- 
terstützung der ETA nicht beweisen. Trotz zahl- 
reicher Ankündigungen hat er bisher auch die 
Zeitschrift nicht verboten. Die Kollegen von Rei 
wollten aber ein mögliches Verbot nicht ab- 
warten, Mitte Mai stellten sie deshalb ein neu- 
es Projekt vor: Kale Gorria wird die gerissene 
Lücke schließen. Kale Gorria bedeutet Rote 
Straße, kann aber auch als „Rausgeworfene“ 
übersetzt werden. Ganz im Sinn des Wortes sind 
die Journalisten ins Exil gegangen. Die Zeit- 
schrift erscheint nun in Iparraide, genauer ge- 
sagt in Bayonne, im französischen Teil des Bas- 
kenlandes. Innerhalb des spanischen Staates 
sieht Kale Gorria keine Bedingungen für eine 
freie Presse. 

Ein anderer Fall sind die Mitglieder der Stif- 
tung Joxemi Zumalabe, die Garzön Ende Mai 
freilassen musste. Somit kommt die dritte an- 
gebliche ETA-Führung frei, die der im Laufe des 
letzten Jahres verhaften ließ. Der Nationale Ge- 
richtshof wies die Anschuldigungen des ver- 
folgungswütigen Richters ab und ordnete die 
sofortige Freilassung von fünf Menschen an. 
Im Rahmen der ETA Strategie hätten sie mit 
„zivilem Ungehorsam“ die „verfassungsmäßi- 
ge Ordnung“ untergraben, fabulierte Garzön, 
weil sie ein Melderegister aufbauen und Pässe 
herausgeben. Ähnlich erging es 
ihm mit dem angeblichen 
„Außenministerium der ETA“ 
(Xaki) und der angeblichen „po- 
litischen Führung“ (EKIN). Das 
Superverfahren 18/98, mit dem 
Garzön eine Super-ETA nach- 
weisen wollte, dürfte damit ge- 
scheitert sein. Dazu gehört auch 
das angekündigte Verbot von 
Ardi Beltza. Mit der illegalen 
Schließung der Zeitung und des 
gleichnamigen Radios Egin hat 
das Verfahren vor drei Jahren be- 
gonnen. Seither wurden mehre- 
re hundert Menschen mit diesem 
Verfahren kriminalisiert. 

Mit der Eröffnung eines neu- 
en Verfahrens für das Verbot der 
Jugendorganisation Haika und 
die Inhaftierung von 19 Jugend- 
lichen, gesteht Garzön sein 
Scheitern ein. Zunächst hatte er 
auch Haika dem Verfahren 18/98 
zugeordnet. 

(c) Ralf Streck, San Sebastian, 
* den 30.05.2001 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dern Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 545419 4. Redak- 
tionsschluss für Nr. 247: So, 24.6.01 


